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Debeka
Allgemeine Versicherung AG

Versicherungsumfang für die  
Verbundene Sach-Gebäudeversicherung (VSG 2014)

- Stand: 1. Januar 2023 - 

Versicherbare Gefahren

Feuer (F) - Brand, Blitzschlag, Explosion, Implosion, Anprall oder Absturz eines Luftfahrzeugs, Fahr-
zeuganprall (A. § 5 VSG 2014);

Leitungswasser (LW) - Nässeschäden durch bestimmungswidrig austretendes Leitungswasser, Rohrbruch 
(A. § 6 VSG 2014);

Sturm (ST) - Sturm und Hagel (A. § 7 VSG 2014);

Weitere Elementargefahren (EL) - Überschwemmung und Rückstau, Erdbeben, Erdsenkung und Erdrutsch, Schneedruck und 
Lawinen, Vulkanausbruch (A. § 8 VSG 2014);

Glasbruch (GV) - Zerstörung oder Beschädigung der versicherten Verglasung infolge Bruchs 
(A. § 9 VSG 2014);

Mietausfall (MA) - nach einem Sachschaden durch Feuer, Leitungswasser, Sturm, Weitere Elementargefahren
(A. § 2 VSG 2014); 
Die Haftzeit beträgt nach Vereinbarung 12, 18 oder 24 Monate. Entsprechend der Haftzeit ist die 
Entschädigung für Mietausfall begrenzt auf 10 Prozent (12 Monate), 15 Prozent (18 Monate) bzw. 
20 Prozent (24 Monate) der je Gebäude vereinbarten Versicherungssumme.

Es sind nur die im Versicherungsvertrag vereinbarten Gefahren versichert.

Pauschaldeklaration (Übersicht von Entschädigungsgrenzen und zusätzlichen Einschlüssen)

Der Versicherungsumfang der Pauschaldeklaration richtet sich nach dem Leistungspaket Profi oder Profi Plus. Die nachstehenden Positionen 
sind bis zu der jeweils angegebenen Höchstsumme auf Erstes Risiko versichert. "Auf Erstes Risiko" bedeutet, dass eine Unterversicherung 
nicht angerechnet wird. Davon ausgenommen sind die Positionen 1, 4 und 5. Mit "VS" gekennzeichnete Positionen werden bis zu der Versiche­
rungssumme je Gebäude entschädigt. Insgesamt ist die Entschädigung für alle Positionen der Pauschaldeklaration je Versicherungsfall be­
grenzt auf einen Betrag in Höhe der für jedes Gebäude vereinbarten Versicherungssumme. 

Beim Zusammentreffen unterschiedlicher Selbstbeteiligungsbeträge ist die jeweils höhere Selbstbeteiligung maßgebend.

 
Pos.  Gefahren (*) Profi Profi Plus

1 Verzicht auf den Einwand der grob fahrlässigen Herbei­
führung des Versicherungsfalls 
(Klausel A 170105 / 14) 

F, LW, ST, EL, GV Bei Schäden bis 
10.000 EUR

Bei Schäden bis 
zur VS

2 Schadensermittlungskosten (A. § 3 Nr. 2 VSG 2014) F, LW, ST, EL, GV VS VS

3 Aufräumungs-, Abbruch- und Absperrkosten; Bewe­
gungs- und Schutzkosten; Feuerlöschkosten; Isolie­
rungskosten für radioaktiv verseuchte Sachen 
(A. § 3 Nr. 4.1 VSG 2014)

F, LW, ST, EL, GV  VS VS 

4 Mehrkosten durch behördliche Wiederherstellungsbe­
schränkungen (A. § 3 Nr. 4.2 VSG 2014)

F, LW, ST, EL, GV VS VS

5 Mehrkosten durch Preissteigerungen
(A. § 3 Nr. 4.3 VSG 2014)

F, LW, ST, EL, GV VS VS

6 Sachverständigenkosten ab 25.000 EUR Schadenshö­
he (A. § 3 Nr. 4.4 VSG 2014)

F, LW, ST, EL, GV Übernahme von 
80 % der Kosten

Übernahme von 
100 % der Kosten

7 Hotelkosten für selbst genutzte Wohnräume (100 Tage)
(A. § 3 Nr. 4.9 VSG 2014)
 
Entschädigungsgrenze je Tag 50 EUR

F, LW, ST, EL -  VS 

8 Dekontaminations- und Entsorgungskosten für Erdreich 
(A. § 3 Nr. 4.5 VSG 2014)

F, LW, ST 50.000 EUR VS

9 Gebäudebeschädigungen durch unbefugte Dritte 
(A. § 3 Nr. 4.6 VSG 2014)

F VS VS 

10 Sonstige Bruchschäden an Armaturen
(A. § 3 Nr. 4.7 VSG 2014)

LW VS VS
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Pos.  Gefahren (*) Profi Profi Plus

11 Aufwendungen für die Beseitigung umgestürzter Bäu­
me (A. § 3 Nr. 4.8 VSG 2014)

F, ST 5.000 EUR 25.000 EUR

12 Wiederanpflanzung von Bäumen 
(Klausel C 030406 / 14)

F, ST -  5.000 EUR

13 Kosten für die Gefahr Glasbruch (A. § 3 Nr. 4.10 VSG 
2014)
- Erneuerung von Anstrichen, Malereien, Schriften, 

Verzierungen, Lichtfilterlacken und Folien
- Beseitigung von Schäden an Umrahmungen, Be­

schlägen, Mauerwerk, Schutz- und Alarmeinrichtun­
gen 

GV 2.000 EUR 5.000 EUR

14 Weiteres Zubehör sowie sonstige Grundstücksbestand­
teile (A. § 1 Nr. 3 VSG 2014)
Eine höhere Entschädigungsgrenze kann vereinbart 
werden

F, LW, ST 20.000 EUR 20.000 EUR

15 Windenergieanlagen (Klausel C 010305 / 14) F, LW, ST -  5.000 EUR

16 Bruch von Gasleitungen (Klausel C 040106 / 14) F -  1.000 EUR

17 Schäden durch Tierbiss (Klausel C 040107 / 14) F -  1.000 EUR

18 Schäden durch Kriegsmunition (Klausel C 040305 / 14) F VS VS

19 Überspannungsschäden durch Blitzschlag oder sonsti­
ge atmosphärisch bedingte Elektrizität 
(Klausel C 050201 / 10)
Selbstbeteiligung je Versicherungsfall: 250 EUR

F  VS VS

20 Regenfallrohre innerhalb des Gebäudes 
(Klausel C 060105 / 14)

LW -  VS

21 Beseitigung von Rohrverstopfungen
(Klausel C 060106 / 14)

LW -  2.000 EUR

22 Erweiterte Versicherung von Rohrleitungen 
(Klausel C 060201 / 10)

LW -  VS

23 Wasserverlust, Mehrverbrauch an Gas und Heizöl 
(Klausel C 030405 / 14)

LW 2.500 EUR 10.000 EUR

24 Künstlerisch bearbeitete Scheiben, Platten und Spiegel 
aus Glas oder Kunststoff, Blei- und Messingverglasun­
gen mit künstlerischer Bearbeitung 
(A. § 1 Nr. 6.5 d) VSG 2014)

GV 2.000 EUR 5.000 EUR

25 Scheiben und Platten aus Kunststoff 
(A. § 1 Nr. 5 VSG 2014)

GV 2.000 EUR VS

26 Blei-, Messing- oder Eloxalverglasung, transparentes 
Glasmosaik (Klausel C 010501 / 10)

GV VS VS

27 In der Gleitenden Neuwertversicherung: Vorsorgeversi­
cherung für Wert steigernde Um-, An- und Ausbauten 
(Klausel C 150505 / 14)

F, LW, ST, EL -  VS 

 
Erläuterungen:

Die Vermerke in den Klammern verweisen auf die Allgemeinen Bedingungen für die Verbundene Sach-Gebäudeversicherung 
(VSG 2014) und die Klauseln für die Verbundene Sach-Gebäudeversicherung.

Zeichenerklärung:
* = Versicherungsschutz besteht nur, sofern die jeweilige Gefahr vereinbart wurde
VS = Versicherungssumme je Gebäude
- = nicht versichert 

Zusätzlich versicherbar:

- Scheiben über 10 qm Gesamtfläche
- Werbeanlagen gegen Glasbruch
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Debeka
Allgemeine Versicherung AG

Allgemeine Bedingungen für die 
Verbundene Sach-Gebäudeversicherung (VSG 2014)

- Stand: 1. Januar 2023 -

A. Leistungsversprechen

§ 1 Versicherte und nicht versicherte Sachen; Daten und Program­
me

§ 2 Mietausfall, Mietwert
§ 3 Versicherte Kosten
§ 4 Versicherte Gefahren und Schäden; generelle Ausschlüsse
§ 5 Feuer
§ 6 Leitungswasser
§ 7 Sturm, Hagel
§ 8 Weitere Elementargefahren
§ 9 Glasbruch
§ 10 Versicherungsort
§ 11 Vertraglich vereinbarte Sicherheitsvorschriften
§ 12 Versicherungswert; Versicherungssumme
§ 13 Beitrag in der Gleitenden Neuwertversicherung und dessen An­

passung
§ 14 Anpassung des Beitragssatzes
§ 15 Umfang der Entschädigung
§ 16 Zahlung und Verzinsung der Entschädigung
§ 17 Sachverständigenverfahren
§ 18 Teileigentümergemeinschaft
§ 19 Veräußerung der versicherten Sache
 
 
 
 
 

B. Allgemeiner Teil

§ 1 Vorvertragliche Anzeigepflichten des Versicherungsnehmers 
§ 2 Beginn des Versicherungsschutzes; Dauer und Ende des Ver­

trags
§ 3 Fälligkeit des Erst- oder Einmalbeitrags; Folgen verspäteter 

Zahlung oder Nichtzahlung
§ 4 Fälligkeit der Folgebeiträge; Folgen verspäteter Zahlung
§ 5 Rechtzeitigkeit der Zahlung bei Lastschriftverfahren
§ 6 Versicherungsperiode; Ratenzahlung
§ 7 Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung
§ 8 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers
§ 9 Gefahrerhöhung
§ 10 Überversicherung
§ 11 Mehrere Versicherer
§ 12 Versicherung für fremde Rechnung
§ 13 Übergang von Ersatzansprüchen
§ 14 Kündigung nach dem Versicherungsfall
§ 15 Keine Leistungspflicht aus besonderen Gründen
§ 16 Vollmacht des Versicherungsvertreters
§ 17 Repräsentanten
§ 18 Gesetzliche Verjährung
§ 19 Beschwerdestellen
§ 20 Zuständiges Gericht
§ 21 Anzuwendendes Recht
§ 22 Sanktionsklausel
 

A. Leistungsversprechen

§ 1 Versicherte und nicht versicherte Sachen; Daten und Pro­
gramme

1. Gebäude

Versichert sind die im Versicherungsvertrag bezeichneten Ge­
bäude mit ihren Bestandteilen. Gebäudebestandteile sind in ein 
Gebäude eingefügte Sachen, die durch ihre feste Verbindung 
mit dem Gebäude ihre Selbstständigkeit verloren haben.

Zu den Bestandteilen eines Gebäudes gehören solche Sachen 
nicht, die nur zu einem vorübergehenden Zweck mit dem Ge­
bäude verbunden sind.

Als mitversicherte Gebäudebestandteile gelten z. B. Decken- 
und Wandverkleidungen, Heizungs-, Klima- und Lüftungsanla­
gen, Hauswasserversorgungen, Elektro- und Fernsprechanla­
gen, Gasinstallationen, Türen und Fenster, fest verlegte Boden­
beläge, Aufzüge, Antennenanlagen, Brennstofftanks der Gebäu­
deheizung, Blitzableiter.

2. Gebäudezubehör

Versichert ist das Gebäudezubehör. Gebäudezubehör sind be­
wegliche Sachen, die der Instandhaltung oder dem Unterhalt 
des versicherten Gebäudes dienen, soweit sie sich in dem Ge­
bäude befinden oder außen an dem Gebäude angebracht sind. 
Dies sind insbesondere Brennstoffvorräte für Sammelheizun­
gen; Sachen, die künftig in das Gebäude eingefügt werden sol­

len (Vorräte an Fliesen, Bodenbelägen, Tapeten); Gemein­
schaftswaschanlagen; Wasser-, Gas-, Elektrizitäts- und Wärme­
zähler.

3. Weiteres Zubehör sowie sonstige Grundstücksbestandtei­
le

Soweit dies vereinbart ist, sind weiteres Zubehör und sonstige 
Grundstücksbestandteile auf dem Versicherungsort, für die der 
Versicherungsnehmer die Gefahr trägt, mitversichert. 

Weiteres Zubehör und sonstige Grundstücksbestandteile sind 
auf dem Versicherungsort befindliche bauliche Einfriedungen, 
Terrassen, Hof- und Wegbefestigungen, Schutz- und Trennwän­
de, Überdachungen, Pergolen, elektrische Freileitungen, Be­
leuchtungs- und Antennenanlagen, Leuchtröhrenanlagen, Schil­
der, Transparente, Ständer, Masten, Hundehütten und Zwin­
ger, Müllbehälterboxen, Klingel- und Briefkastenanlagen, ge­
mauerte Gartenkamine, im Boden verankerte Spielgeräte so­
wie Gartenhäuser und Geräteschuppen mit einer Grundfläche 
von maximal 15 Quadratmetern.

Die Entschädigung ist auf den vereinbarten Betrag begrenzt 
(Entschädigungsgrenze).
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4. Daten und Programme

Daten und Programme sind keine Sachen. Versichert sind je­
doch die für die Grundfunktion von versicherten Sachen not­
wendigen oder hierfür individuell erstellten Programme und Da­
ten.

5. Verglasungen

Soweit dies vereinbart ist, sind gegen die Gefahr Glasbruch 
(siehe § 9) versichert

5.1 bis zu einer Einzelgröße von 10 qm fertig eingesetzte 
oder montierte

a) Scheiben, Platten und Spiegel aus Glas;

b) Scheiben und Platten aus Kunststoff;

c) Glasbausteine und Profilbaugläser;

d) Lichtkuppeln aus Glas oder Kunststoff

der versicherten Gebäude.

Die Entschädigung für Sachen nach b) ist auf den verein­
barten Betrag begrenzt (Entschädigungsgrenze).

5.2 bis zu einer Einzelgröße von 10 qm fertig eingesetzte 
oder montierte

a) Scheiben, Platten und Spiegel aus Glas;

b) Scheiben und Platten aus Kunststoff;

c) Glasbausteine und Profilbaugläser;

d) Lichtkuppeln aus Glas oder Kunststoff

der Räume oder Gebäudeteile, die dem allgemeinen Ge­
brauch dienen (z. B. in Treppenhäusern, Gemeinschafts-, 
Keller- und Bodenräumen, von Windfängen und Wetter­
schutzvorbauten).

Die Entschädigung für Sachen nach b) ist auf den verein­
barten Betrag begrenzt (Entschädigungsgrenze).

5.3 der Werbung dienende, fertig eingesetzte oder montierte 
Leuchtröhrenanlagen (Hochspannungsanlagen), Firmen­
schilder und Transparente (Werbeanlagen).

6. Nicht versicherte Sachen, Daten und Programme

Nicht versichert sind, soweit nicht etwas anderes vereinbart ist,

6.1 Photovoltaikanlagen sowie deren zugehörige Installatio­
nen (z. B. Solarmodule, Montagerahmen, Befestigungsele­
mente, Mess-, Steuer- und Regeltechnik, Wechselrichter 
und Verkabelung);

6.2 in das Gebäude nachträglich eingefügte – nicht aber aus­
getauschte – Sachen, die ein Mieter oder Teileigentümer 
auf seine Kosten angeschafft oder übernommen hat und 
für die er die Gefahr trägt;

6.3 Baubuden, Zelte, Traglufthallen;

6.4 Grund und Boden, Wald oder Gewässer;

6.5 bei der Gefahr Glasbruch zusätzlich zu Nr. 6.1 bis Nr. 6.4

a) Hohlgläser und Beleuchtungskörper, soweit nicht 
nach Nr. 5.3 versichert;

b) Scheiben von Gewächshäusern und Frühbeeten;

c) Sachen, die bereits bei Antragstellung beschädigt 
sind;

d) künstlerisch bearbeitete Scheiben, Platten und Spie­
gel aus Glas oder Kunststoff, Blei- und Messingvergla­
sungen mit künstlerischer Bearbeitung, soweit nicht 
nach Nr. 5.3 versichert;

e) Scheiben und Platten aus Glaskeramik; Scheiben von 
Aquarien und Terrarien; Scheiben von Sonnenkollek­
toren und Photovoltaikanlagen;

f) sonstige Sachen aus Glas (z. B. Waschtische und 
Waschbecken, Badewannen, Heizkörper, Skulptu­
ren).

§ 2 Mietausfall, Mietwert

1. Gegenstand der Deckung

Mietausfallschäden sind nur versichert, soweit dies vereinbart 
ist.

Werden die im Versicherungsvertrag bezeichneten Gebäude 
und sonstigen Grundstücksbestandteile infolge eines Sachscha­
dens (siehe § 4) zerstört oder beschädigt, leistet der Versiche­
rer innerhalb der Haftzeit Entschädigung für den dadurch ent­
stehenden Mietausfallschaden.

Versicherungsschutz besteht nur, wenn die versicherte Gefahr 
am Versicherungsort (siehe § 10) oder einem Nachbargrund­
stück eingetreten ist (Ereignisort). Dies gilt nicht für die Gefahr 
Feuer (siehe § 5).

2. Mietausfallschaden

Der Versicherer ersetzt

a) den Mietausfall einschließlich fortlaufender Mietnebenkos­
ten, wenn Mieter infolge eines Versicherungsfalls zurecht 
die Zahlung der Miete ganz oder teilweise eingestellt ha­
ben.

b) den ortsüblichen Mietwert einschließlich fortlaufender 
Mietnebenkosten im Sinne des Mietrechts von Räumen, 
die der Versicherungsnehmer selbst nutzt oder unentgelt­
lich Dritten überlassen hat und die infolge eines Versiche­
rungsfalls unbenutzbar geworden sind, falls dem Versiche­
rungsnehmer die Beschränkung auf einen benutzbar ge­
bliebenen Teil der Wohnung nicht zugemutet werden 
kann.

c) Der Versicherer ersetzt auch einen durch  behördliche 
Wiederherstellungsbeschränkungen verursachten zusätzli­
chen Mietausfall bzw. Mietwert.

Versicherungsschutz gemäß Satz 1 gilt nur, soweit sich 
behördliche Anordnungen auf das versicherte und vom 
Sachschaden betroffene Gebäude beziehen.

Soweit behördliche Anordnungen vor Eintritt des Versiche­
rungsfalls erteilt wurden, sind die dadurch entstehenden 
Vergrößerungen des Mietausfallschadens nicht versi­
chert.

War aufgrund öffentlich-rechtlicher Vorschriften die Nut­
zung des versicherten Gebäudes zum Zeitpunkt des Versi­
cherungsfalls ganz oder teilweise untersagt, sind die da­
durch entstehenden Vergrößerungen des Mietausfallscha­
dens nicht versichert.

Wenn die Wiederherstellung des Gebäudes aufgrund be­
hördlicher Wiederherstellungsbeschränkungen nur an an­
derer Stelle erfolgen darf, wird für die Vergrößerung des 
Mietausfallschadens nur in dem Umfang gehaftet, soweit 
er auch bei Wiederherstellung an bisheriger Stelle entstan­
den wäre.

War das Gebäude zur Zeit des Eintritts des Versicherungsfalls 
nicht vermietet und weist der Versicherungsnehmer die Vermie­
tung zu einem in der Wiederherstellungszeit liegenden Termin 
nach, wird der ab diesem Zeitpunkt entstandene Mietausfall bis 
zum Ablauf der Haftzeit gezahlt.

3. Haftzeit

a) Mietausfall oder Mietwert werden bis zu dem Zeitpunkt er­
setzt, in dem die Räume wieder benutzbar sind, höchs­
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tens jedoch für zwölf Monate seit dem Eintritt des Versi­
cherungsfalls, soweit nicht etwas anderes vereinbart ist. 

b) Mietausfall oder Mietwert werden nur insoweit ersetzt, wie 
der Versicherungsnehmer die mögliche Wiederbenutzung 
nicht schuldhaft verzögert.

c) Endet das Mietverhältnis infolge des Schadens und sind 
die Räume trotz Anwendung der im Verkehr erforderli­
chen Sorgfalt zum Zeitpunkt der Wiederherstellung nicht 
zu vermieten, wird der Mietverlust bis zur Neuvermietung 
über diesen Zeitpunkt hinaus für die Dauer von drei Mona­
ten ersetzt, höchstens jedoch bis zum Ablauf der Haftzeit.

§ 3 Versicherte Kosten

1. Aufwendungen zur Abwendung und Minderung des Scha­
dens

a) Versichert sind Aufwendungen, auch erfolglose, die der 
Versicherungsnehmer bei Eintritt des Versicherungsfalls 
den Umständen nach zur Abwendung und Minderung des 
Schadens für geboten halten durfte oder die er auf Wei­
sung des Versicherers macht. 

b) Macht der Versicherungsnehmer Aufwendungen, um ei­
nen unmittelbar bevorstehenden Versicherungsfall abzu­
wenden oder in seinen Auswirkungen zu mindern, gel­
tend, so leistet der Versicherer Aufwendungsersatz nur, 
wenn diese Aufwendungen bei einer nachträglichen objek­
tiven Betrachtung der Umstände verhältnismäßig und er­
folgreich waren oder die Aufwendungen auf Weisung des 
Versicherers erfolgten.

c) Ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung zu kürzen, 
kann er auch den Aufwendungsersatz nach a) und b) ent­
sprechend kürzen; dies gilt jedoch nicht, soweit Aufwen­
dungen auf Weisung des Versicherers entstanden sind. 

d) Der Ersatz dieser Aufwendungen und die sonstige Ent­
schädigung betragen zusammen höchstens die Versiche­
rungssumme je vereinbarter Position; dies gilt jedoch 
nicht, soweit Aufwendungen auf Weisung des Versiche­
rers entstanden sind.

e) Der Versicherer hat den für die Aufwendungen gemäß a) 
erforderlichen Betrag auf Verlangen des Versicherungs­
nehmers vorzuschießen.

f) Nicht versichert sind Aufwendungen für Leistungen der 
Feuerwehr oder anderer Institutionen, wenn diese Leistun­
gen im öffentlichen Interesse kostenfrei zu erbringen sind.

2. Kosten der Ermittlung und Feststellung des Schadens

a) Der Versicherer ersetzt bis zur vereinbarten Höhe die Kos­
ten für die Ermittlung und Feststellung eines von ihm zu 
ersetzenden Schadens, sofern diese den Umständen 
nach geboten waren.

Zieht der Versicherungsnehmer einen Sachverständigen 
oder Beistand hinzu, so werden diese Kosten nur ersetzt, 
soweit er zur Zuziehung vertraglich verpflichtet ist oder 
vom Versicherer aufgefordert wurde.

b) Ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung zu kürzen, 
kann er auch den Kostenersatz nach a) entsprechend kür­
zen.

3. Kosten für die Gefahr Glasbruch

Der Versicherer ersetzt, soweit die Gefahr Glasbruch versichert 
ist, die infolge eines Versicherungsfalls nach § 9 notwendigen 
und tatsächlich angefallenen Kosten für

a) das vorläufige Verschließen von Öffnungen (Notverscha­
lungen, Notverglasungen);

b) das Abfahren von versicherten Sachen zum nächsten Ab­
lagerungsplatz und für die Entsorgung (Entsorgungskos­
ten).

Ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung zu kürzen, kann 
er auch den Kostenersatz entsprechend kürzen.

4. Weitere versicherte Kosten

Der Versicherer ersetzt bis zu der hierfür vereinbarten Versiche­
rungssumme die infolge eines Versicherungsfalls tatsächlich 
entstandenen Aufwendungen für notwendige Kosten nach Nr. 
4.1 bis Nr. 4.10. 

Die vereinbarte Versicherungssumme wird nicht für die Feststel­
lung einer Unterversicherung herangezogen. Sofern eine Unter­
versicherung für eine vom Schaden betroffene Position be­
steht, für welche die Mehrkosten nach Nr. 4.2 und 4.3 versi­
chert sind, werden diese Mehrkosten nur im Verhältnis der Ver­
sicherungssumme der vom Schaden betroffenen Position zum 
Versicherungswert der vom Schaden betroffenen Position er­
setzt.

4.1 Aufräumungs-, Abbruch- und Absperrkosten, Bewegungs- 
und Schutzkosten, Feuerlöschkosten, Isolierungskosten 
für radioaktiv verseuchte Sachen

a) Aufräumungs-, Abbruch- und Absperrkosten

Aufräumungs- und Abbruchkosten sind Aufwendun­
gen für das Aufräumen der Schadensstätte einschließ­
lich des Abbruchs stehen gebliebener Teile, für das 
Abfahren von Schutt und sonstigen Resten in die 
nächstgelegene geeignete Abfallentsorgungsanlage 
und für das Ablagern oder Vernichten.

Absperrkosten sind die infolge eines Versicherungs­
falls notwendigen Aufwendungen für das Absperren 
von Straßen, Wegen und Grundstücken;

b) Bewegungs- und Schutzkosten

Bewegungs- und Schutzkosten sind Aufwendungen, 
die dadurch entstehen, dass zum Zweck der Wieder­
herstellung oder Wiederbeschaffung von versicherten 
Sachen, andere Sachen bewegt, verändert oder ge­
schützt werden müssen.

Bewegungs- und Schutzkosten sind insbesondere 
Aufwendungen für De- oder Remontage von Maschi­
nen, für Durchbruch, Abriss oder Wiederaufbau von 
Gebäudeteilen oder für das Erweitern von Öffnungen.

c) Feuerlöschkosten

Feuerlöschkosten sind Aufwendungen, die der Versi­
cherungsnehmer zur Brandbekämpfung für geboten 
halten durfte, einschließlich der Kosten für Leistungen 
der Feuerwehr oder anderer im öffentlichen Interesse 
zur Hilfeleistung verpflichteter Institutionen, soweit die­
se nicht nach den Bestimmungen über die Aufwen­
dungen zur Abwendung und Minderung des Scha­
dens zu ersetzen sind.

Nicht versichert sind jedoch Aufwendungen für Leis­
tungen der Feuerwehr oder anderer Institutionen, 
wenn diese Leistungen im öffentlichen Interesse kos­
tenfrei zu erbringen sind.

Freiwillige Zuwendungen des Versicherungsnehmers 
an Personen, die sich bei der Brandbekämpfung ein­
gesetzt haben, sind nur zu ersetzen, wenn der Versi­
cherer vorher zugestimmt hatte.

d) Isolierungskosten für radioaktiv verseuchte Sachen

Isolierungskosten für radioaktiv verseuchte Sachen 
sind Kosten für Abbruch, Aufräumung, Abfuhr und Iso­
lierung radioaktiv verseuchter Sachen, die infolge ei­
nes Versicherungsfalls nach § 4 durch auf dem Grund­
stück, auf dem der Versicherungsort liegt, betriebsbe­
dingt vorhandene oder verwendete radioaktive Isoto­
pe entstehen und soweit die Maßnahmen gesetzlich 
geboten sind.
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4.2 Mehrkosten durch behördliche Wiederherstellungsbe­
schränkungen

a) Mehrkosten durch behördliche Wiederherstellungsbe­
schränkungen sind Aufwendungen, die dadurch ent­
stehen, dass die versicherte und vom Schaden betrof­
fene Sache aufgrund öffentlich-rechtlicher Vorschrif­
ten nicht in derselben Art und Güte wiederhergestellt 
oder wiederbeschafft werden darf.

b) Soweit behördliche Anordnungen vor Eintritt des Ver­
sicherungsfalls erteilt wurden, sind die dadurch entste­
henden Mehrkosten nicht versichert.

War aufgrund öffentlich-rechtlicher Vorschriften die 
Nutzung der Sachen zum Zeitpunkt des Versiche­
rungsfalls ganz oder teilweise untersagt, sind die da­
durch entstehenden Mehrkosten nicht versichert.

c) Wenn die Wiederherstellung der versicherten und 
vom Schaden betroffenen Sache aufgrund behördli­
cher Wiederherstellungsbeschränkungen nur an ande­
rer Stelle erfolgen darf, werden die Mehrkosten nur in 
dem Umfang ersetzt, in dem sie auch bei Wiederher­
stellung an bisheriger Stelle entstanden wären.

d) Mehrkosten infolge Preissteigerungen, die dadurch 
entstehen, dass sich die Wiederherstellung durch be­
hördliche Wiederherstellungsbeschränkungen verzö­
gert, werden gemäß Nr. 4.3 ersetzt.

e) Ist der Zeitwert Versicherungswert, so werden auch 
die Mehrkosten nur im Verhältnis des Zeitwerts zum 
Neuwert ersetzt.

f) Sofern eine Unterversicherung für eine vom Schaden 
betroffene Position besteht, für welche die Mehrkos­
ten versichert sind, werden diese Mehrkosten nur im 
Verhältnis der Versicherungssumme der vom Scha­
den betroffenen Position zum Versicherungswert der 
vom Schaden betroffenen Position ersetzt.

4.3 Mehrkosten durch Preissteigerungen

a) Mehrkosten durch Preissteigerungen sind Aufwendun­
gen für Preissteigerungen versicherter und vom Scha­
den betroffener Sachen zwischen dem Eintritt des Ver­
sicherungsfalls und der Wiederherstellung oder Wie­
derbeschaffung.

b) Wenn der Versicherungsnehmer die Wiederherstel­
lung oder Wiederbeschaffung nicht unverzüglich ver­
anlasst, werden die Mehrkosten nur in dem Umfang 
ersetzt, in dem sie auch bei unverzüglicher Wiederher­
stellung oder Wiederbeschaffung entstanden wären.

c) Mehrkosten infolge von außergewöhnlichen Ereignis­
sen, behördlichen Wiederherstellungs- oder Betriebs­
beschränkungen oder Kapitalmangel sind nicht versi­
chert.

Sofern behördliche Wiederherstellungsbeschränkun­
gen die Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung 
der versicherten und vom Schaden betroffenen Sa­
chen verzögern, werden die dadurch entstandenen 
Preissteigerungen jedoch ersetzt.

d) Ist der Zeitwert Versicherungswert, so werden auch 
die Mehrkosten nur im Verhältnis des Zeitwerts zum 
Neuwert ersetzt.

e) Sofern eine Unterversicherung für eine vom Schaden 
betroffene Position besteht, für welche die Mehrkos­
ten versichert sind, werden diese Mehrkosten nur im 
Verhältnis der Versicherungssumme der vom Scha­
den betroffenen Position zum Versicherungswert der 
vom Schaden betroffenen Position ersetzt.

4.4 Sachverständigenkosten

Übersteigt der entschädigungspflichtige Schaden den ver­
einbarten Betrag, so ersetzt der Versicherer von den 
durch den Versicherungsnehmer nach § 17 zu tragenden 
Kosten des Sachverständigenverfahrens den vereinbar­
ten Anteil.

4.5 Dekontaminations- und Entsorgungskosten für Erdreich 

a) Dekontaminations- und Entsorgungskosten für Erd­
reich sind die Kosten, die der Versicherungsnehmer 
aufgrund behördlicher Anordnungen infolge einer Kon­
tamination durch einen Versicherungsfall infolge der 
Gefahr Feuer nach § 5 aufwenden muss, um

- innerhalb der Bundesrepublik Deutschland Erd­
reich von eigenen, gemieteten oder gepachteten 
Grundstücken, auf denen Versicherungsorte lie­
gen, zu untersuchen und nötigenfalls zu dekonta­
minieren oder auszutauschen;

- den Aushub in die nächstgelegene geeignete De­
ponie zu transportieren und dort abzulagern oder 
zu vernichten;

- insoweit den Zustand des Grundstücks, auf dem 
der Versicherungsort liegt, vor Eintritt des Versi­
cherungsfalls wiederherzustellen.

b) Die Aufwendungen gemäß a) werden nur ersetzt, so­
fern die behördlichen Anordnungen

- aufgrund von Gesetzen oder Verordnungen ergan­
gen sind, die vor Eintritt des Versicherungsfalls er­
lassen wurden;

- eine Kontamination betreffen, die nachweislich in­
folge dieses Versicherungsfalls entstanden ist;

- innerhalb von neun Monaten seit Eintritt des Versi­
cherungsfalls ergangen sind. Der Versicherungs­
nehmer ist verpflichtet, dem Versicherer den Zu­
gang einer behördlichen Anordnung ohne Rück­
sicht auf Rechtsmittelfristen unverzüglich zu mel­
den. Die Rechtsfolgen bei Verletzung dieser Oblie­
genheit ergeben sich aus B. § 8.

c) Wird durch den Versicherungsfall eine bestehende 
Kontamination des Erdreichs erhöht, so werden nur 
Aufwendungen ersetzt, die den für eine Beseitigung 
der bestehenden Kontamination erforderlichen Betrag 
übersteigen, und zwar ohne Rücksicht darauf, ob und 
wann dieser Betrag ohne den Versicherungsfall aufge­
wendet worden wäre.

Die hiernach nicht zu ersetzenden Kosten werden nö­
tigenfalls durch Sachverständige festgestellt.

d) Aufwendungen aufgrund sonstiger behördlicher An­
ordnungen oder aufgrund sonstiger Verpflichtungen 
des Versicherungsnehmers einschließlich der so ge­
nannten Einliefererhaftung werden nicht ersetzt.

e) Entschädigung wird nur geleistet, soweit der Versiche­
rungsnehmer nicht aus einem anderen Versicherungs­
vertrag Ersatz erlangen kann.

f) Für Aufwendungen gemäß a) durch Versicherungsfäl­
le, die innerhalb eines Versicherungsjahres eintreten, 
ist Entschädigungsgrenze die Versicherungssumme 
als Jahreshöchstentschädigung.

g) Kosten gemäß a) gelten nicht als Aufräumungskosten 
gemäß Nr. 4.1 a).

4.6 Gebäudebeschädigungen durch unbefugte Dritte 

a) Der Versicherer ersetzt, soweit die Gefahr Feuer versi­
chert ist, die notwendigen Kosten für die Beseitigung 
von Schäden an Dächern, Decken, Wänden, Fußbö­
den, Türen, Schlössern, Fenstern (ausgenommen 
Schaufensterverglasungen), Rollläden und Schutzgit­
tern eines versicherten Gebäudes, wenn die Schäden 
dadurch entstanden sind, dass ein unbefugter Dritter 
in das Gebäude eingebrochen, eingestiegen oder mit­
tels falscher Schlüssel oder anderer Werkzeuge ein­
gedrungen ist. Mitversichert sind auch Schäden durch 
den Versuch einer solchen Tat.

b) Entschädigung wird nur geleistet, soweit der Versiche­
rungsnehmer nicht aus einem anderen Versicherungs­
vertrag Ersatz erlangen kann.
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4.7 Sonstige Bruchschäden an Armaturen 

Der Versicherer ersetzt, soweit die Gefahr Leitungswas­
ser versichert ist, die Kosten für den Austausch von Was­
ser- und Absperrhähnen, Ventilen, Geruchsverschlüssen 
und Wassermessern (Armaturen), der infolge eines Versi­
cherungsfalls nach § 6 Nr. 1 im Bereich der Rohrbruchstel­
le notwendig wird. Ausgeschlossen sind Bruchschäden 
an bereits defekten Armaturen.

4.8 Aufwendungen für die Beseitigung umgestürzter Bäume 

Der Versicherer ersetzt, soweit die Gefahr Feuer oder die 
Gefahr Sturm/Hagel versichert ist, die notwendigen Kos­
ten für das Entfernen, den Abtransport und die Entsor­
gung von Bäumen des Versicherungsorts sowie Bäumen 
auf dem Versicherungsort, die durch Blitzschlag (siehe § 
5 Nr. 2) oder Sturm (siehe § 7 Nr. 1) umgestürzt sind. Die 
Aufwendungen werden nur ersetzt, soweit eine natürliche 
Regeneration nicht zu erwarten ist. Bereits abgestorbene 
Bäume sind von der Versicherung ausgeschlossen.

4.9 Hotelkosten für selbst genutzte Wohnräume

Der Versicherer ersetzt die nachgewiesenen Kosten für 
Hotel- oder ähnliche Unterbringung ohne Nebenkosten (z. 
B. Frühstück, Telefon), wenn die ansonsten ständig be­
wohnte Wohnung des Versicherungsnehmers infolge ei­
nes Versicherungsfalls unbewohnbar wurde und dem Ver­
sicherungsnehmer auch die Beschränkung auf einen be­
wohnbar gebliebenen Teil nicht zumutbar ist. 

Die Kosten werden bis zu dem Zeitpunkt ersetzt, in dem 
die Wohnung wieder bewohnbar ist, längstens für die Dau­
er von 100 Tagen. 
Die Entschädigung ist pro Tag auf den vereinbarten Be­
trag begrenzt.

4.10 Kosten für die Gefahr Glasbruch

Der Versicherer ersetzt, soweit die Gefahr Glasbruch ver­
sichert ist, Aufwendungen für

a) Erneuerung von Anstrich, Malereien, Schriften, Verzie­
rungen, Lichtfilterlacken und Folien auf den in 
§ 1 Nr. 5 versicherten Sachen;

b) Beseitigung von Schäden an Umrahmungen, Beschlä­
gen, Mauerwerk, Schutz- und Alarmeinrichtungen.

§ 4 Versicherte Gefahren und Schäden; generelle Ausschlüsse

1. Versicherte Gefahren und Schäden (Versicherungsfall)

Jede der folgenden Gefahren ist nur versichert, wenn dies ver­
einbart ist:

Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte Sachen 
gemäß § 1, die durch

1.1 Feuer (siehe § 5),

a) Brand;

b) Blitzschlag;

c) Explosion, Implosion;

d) Anprall oder Absturz eines Luftfahrzeugs;

e) Fahrzeuganprall;

1.2 Leitungswasser (siehe § 6),

1.3 Sturm, Hagel (siehe § 7),

1.4 Weitere Elementargefahren (siehe § 8),

a) Überschwemmung, Rückstau;

b) Erdbeben;

c) Erdsenkung, Erdrutsch;

d) Schneedruck, Lawinen;

e) Vulkanausbruch;

1.5 Glasbruch (siehe § 11),

zerstört oder beschädigt werden oder abhanden kommen (Ver­
sicherungsfall).

Jede der Gefahrengruppen nach Nr. 1.1 bis Nr. 1.3 und Nr. 1.5 
kann auch einzeln versichert werden. Die Gefahrengruppe Wei­
tere Elementargefahren nach Nr. 1.4 kann ausschließlich in Ver­
bindung mit den Gefahren Leitungswasser und Sturm, Hagel 
versichert werden.

2. Daten und Programme

Entschädigung für Daten und Programme gemäß § 1 Nr. 4 wird 
nur geleistet, wenn der Verlust, die Veränderung oder die Nicht­
verfügbarkeit der Daten und Programme durch einen dem Grun­
de nach versicherten Schaden an dem Datenträger (Datenspei­
cher für maschinenlesbare Informationen), auf dem die Daten 
und Programme gespeichert waren, verursacht wurde.

3. Ausschlüsse Krieg, Innere Unruhen und Kernenergie

a) Ausschluss Krieg 

Die Versicherung erstreckt sich ohne Rücksicht auf mitwir­
kende Ursachen nicht auf Schäden durch Krieg, kriegs­
ähnliche Ereignisse, Bürgerkrieg, Revolution, Rebellion 
oder Aufstand oder Verfügung von hoher Hand.

b) Ausschluss Innere Unruhen

Die Versicherung erstreckt sich ohne Rücksicht auf mitwir­
kende Ursachen nicht auf Schäden durch Innere Unru­
hen.

c) Ausschluss Kernenergie

Die Versicherung erstreckt sich ohne Rücksicht auf mitwir­
kende Ursachen nicht auf Schäden durch Kernenergie, 
nukleare Strahlung oder radioaktive Substanzen.

Eingeschlossen sind jedoch Schäden an versicherten Sa­
chen, die als Folge einer versicherten Gefahr nach Nr. 1 
durch auf dem Grundstück, auf dem der Versicherungsort 
liegt, betriebsbedingt vorhandene oder verwendete radio­
aktive Isotope entstehen, insbesondere Schäden durch 
Kontamination und Aktivierung. Dies gilt nicht für radioakti­
ve Isotope von Kernreaktoren.

§ 5 Feuer

1. Brand

Brand ist ein Feuer, das ohne einen bestimmungsgemäßen 
Herd entstanden ist oder ihn verlassen hat und das sich aus ei­
gener Kraft auszubreiten vermag.

2. Blitzschlag

Blitzschlag ist der unmittelbare Übergang eines Blitzes auf Sa­
chen.

Überspannungs-, Überstrom- oder Kurzschlussschäden an 
elektrischen Einrichtungen und Geräten sind nur versichert, 
wenn an Sachen auf dem Grundstück, auf dem der Versiche­
rungsort liegt, durch Blitzschlag Schäden anderer Art entstan­
den sind.

Spuren eines direkten Blitzschlags an diesem Grundstück, an 
dort befindlichen Antennen oder anderen Sachen als elektri­
schen Einrichtungen und Geräten stehen Schäden anderer Art 
gleich.
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3. Explosion, Implosion

a) Explosion ist eine auf dem Ausdehnungsbestreben von 
Gasen oder Dämpfen beruhende, plötzlich verlaufende 
Kraftäußerung.

Eine Explosion eines Behälters (Kessel, Rohrleitung 
usw.) liegt nur vor, wenn seine Wandung in einem sol­
chen Umfang zerrissen wird, dass ein plötzlicher Aus­
gleich des Druckunterschieds innerhalb und außerhalb 
des Behälters stattfindet.

Wird im Innern eines Behälters eine Explosion durch che­
mische Umsetzung hervorgerufen, so ist ein Zerreißen sei­
ner Wandung nicht erforderlich.

b) Implosion ist ein plötzlicher, unvorhergesehener Zusam­
menfall eines Hohlkörpers durch äußeren Überdruck infol­
ge eines inneren Unterdrucks.

4. Anprall oder Absturz eines Luftfahrzeugs

Anprall oder Absturz eines Luftfahrzeugs ist das Anprallen oder 
Abstürzen eines Luftfahrzeugs, seiner Teile oder seiner La­
dung.

5. Fahrzeuganprall

Fahrzeuganprall ist jede unmittelbare Berührung versicherter 
Sachen oder Gebäude, in denen sich versicherte Sachen befin­
den, durch Schienen-, Straßen- oder Wasserfahrzeuge, die 
nicht vom Versicherungsnehmer, dem Benutzer der Gebäude 
oder deren Arbeitnehmer betrieben werden.

6. Nicht versicherte Schäden

Nicht versichert sind 

a) ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen Schäden durch 
Erdbeben; 

b) Sengschäden;

c) Schäden, die an Verbrennungskraftmaschinen durch die 
im Verbrennungsraum auftretenden Explosionen, sowie 
Schäden, die an Schaltorganen von elektrischen Schal­
tern durch den in ihnen auftretenden Gasdruck entstehen.

Die Ausschlüsse nach b) und c) gelten nicht, soweit diese Schä­
den Folge eines versicherten Sachschadens nach Nr. 1 bis 5 
sind. 

§ 6 Leitungswasser

1. Bruchschäden innerhalb von Gebäuden

Innerhalb versicherter Gebäude sind versichert

1.1 frostbedingte und sonstige Bruchschäden an versicherten 
Rohren

a) der Wasserversorgung (Zu- oder Ableitungen) und 
den damit verbundenen Schläuchen;

b) der Warmwasser- oder Dampfheizung sowie Klima-, 
Wärmepumpen- oder Solarheizungsanlagen;

c) von ortsfesten Wasserlösch- und Berieselungsanla­
gen;

d) von Zisternen

sofern diese Rohre nicht Bestandteil von Heizkesseln, Boi­
lern oder vergleichbaren Anlagen sind.

1.2 frostbedingte Bruchschäden an nachfolgend genannten 
versicherten Installationen:

a) Badeeinrichtungen, Waschbecken, Spülklosetts, Ar­
maturen (z. B. Wasser- und Absperrhähne, Ventile, 

Heizkreisverteiler, Geruchsverschlüsse, Wassermes­
ser) sowie deren Anschlussschläuche;

b) Heizkörper, Heizkessel, Boiler oder vergleichbare Tei­
le von Warmwasserheizungs-, Dampfheizungs-, Kli­
ma-, Wärmepumpen- oder Solarheizungsanlagen;

c) Einrichtungen von ortsfesten Wasserlösch- und Berie­
selungsanlagen; 

d) Einrichtungen von Zisternenanlagen.

Als innerhalb des Gebäudes gilt der gesamte Baukörper ein­
schließlich der Bodenplatte.

Rohre von Solarheizungsanlagen auf dem Dach gelten als Roh­
re innerhalb des Gebäudes. 

Soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, sind Rohre und In­
stallationen unterhalb der Bodenplatte (tragend oder nicht tra­
gend) nicht versichert.

2. Bruchschäden außerhalb von Gebäuden

Außerhalb von Gebäuden sind versichert frostbedingte und 
sonstige Bruchschäden an den Zuleitungsrohren der Wasser­
versorgung oder an den Rohren der Warmwasserheizungs-, 
Dampfheizungs-, Klima-, Wärmepumpen-, oder Solarheizungs­
anlagen sowie an im Erdreich verlegten Regenwasserleitungen 
von Zisternen soweit

a) diese Rohre der Versorgung versicherter Gebäude oder 
Anlagen dienen und

b) die Rohre sich auf dem Versicherungsgrundstück befin­
den und

c) der Versicherungsnehmer die Gefahr trägt.

3. Nässeschäden

Leitungswasser ist Wasser, das bestimmungswidrig ausgetre­
ten ist aus

a) Rohren der Wasserversorgung (Zu- und Ableitungen) 
oder damit verbundenen Schläuchen;

b) mit dem Rohrsystem der Wasserversorgung verbundenen 
sonstigen Einrichtungen oder deren Wasser führenden 
Teilen;

c) Einrichtungen der Warmwasser- oder Dampfheizung;

d) Klima-, Wärmepumpen oder Solarheizungsanlagen;

e) ortsfesten Wasserlösch- und Berieselungsanlagen; 

f) Wasserbetten oder Aquarien;

g) Zisternen, die der Versorgung des versicherten Gebäu­
des dienen sowie den damit verbundenen, im Erdreich 
verlegten Regenwasserleitungen.

Sole, Öle, Kühl- und Kältemittel aus Klima-, Wärmepumpen- 
oder Solarheizungsanlagen sowie Wasserdampf stehen Lei­
tungswasser gleich.

4. Wasserlösch- und Berieselungsanlagen

Zu Wasserlösch- und Berieselungsanlagen gehören Sprinkler, 
Wasserbehälter, Verteilerleitungen, Ventile, Alarmanlagen, 
Pumpenanlagen, sonstige Armaturen und Zuleitungsrohre, die 
ausschließlich dem Betrieb von Wasserlösch- und Beriese­
lungsanlagen dienen.

5. Nicht versicherte Schäden

5.1 Nicht versichert sind ohne Rücksicht auf mitwirkende Ur­
sachen Schäden durch

a) Regenwasser aus Fallrohren;

b) Plansch- oder Reinigungswasser;
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c) Schwamm;

d) Grundwasser, stehendes oder fließendes Gewässer, 
Überschwemmung oder Witterungsniederschläge 
oder einen durch diese Ursachen hervorgerufenen 
Rückstau;

e) Erdbeben; 

f) Erdsenkung oder Erdrutsch, es sei denn, dass Lei­
tungswasser nach Nr. 3 die Erdsenkung oder den Erd­
rutsch verursacht hat; 

g) Öffnen der Sprinkler wegen eines Brands, Druckpro­
ben, Umbauten oder Reparaturarbeiten an Wasser­
lösch- oder Berieselungsanlagen;

h) Brand, Blitzschlag, Explosion, Implosion, Anprall oder 
Absturz eines Luftfahrzeugs, Fahrzeuganprall;

i) Leitungswasser aus Eimern, Gießkannen oder sonsti­
gen mobilen Behältnissen;

j) Sturm, Hagel.

5.2 Der Versicherer leistet keine Entschädigung für Schäden 
an

a) Gebäuden oder an Gebäudeteilen, die nicht bezugs­
fertig sind und an den in diesen Gebäuden oder Ge­
bäudeteilen befindlichen Sachen;

b) Sachen die noch nicht betriebsfertig aufgestellt oder 
montiert sind oder deren Probelauf noch nicht erfolg­
reich abgeschlossen ist (Montageobjekte).

§ 7 Sturm, Hagel

1. Versicherte Schäden

Versichert sind Schäden, die entstehen

a) durch die unmittelbare Einwirkung des Sturms oder Ha­
gels auf versicherte Sachen;

b) dadurch, dass ein Sturm oder Hagel Gebäudeteile, Bäu­
me oder andere Gegenstände auf versicherte Sachen 
wirft;

c) als Folge eines Schadens nach a) oder b) an versicherten 
Sachen;

d) durch die unmittelbare Einwirkung des Sturms oder Ha­
gels auf Gebäude, die mit versicherten Gebäuden baulich 
verbunden sind;

e) dadurch, dass ein Sturm oder Hagel Gebäudeteile, Bäu­
me oder andere Gegenstände auf Gebäude wirft, die mit 
versicherten Gebäuden baulich verbunden sind.

2. Sturm

Sturm ist eine wetterbedingte Luftbewegung von mindestens 
Windstärke 8 nach Beaufort (Windgeschwindigkeit mindestens 
62 km/Stunde).

Ist die Windstärke für den Schadensort nicht feststellbar, so 
wird Windstärke 8 unterstellt, wenn der Versicherungsnehmer 
nachweist, dass

a) die Luftbewegung in der Umgebung des Versicherungs­
orts Schäden an Gebäuden in einwandfreiem Zustand 
oder an ebenso widerstandsfähigen anderen Sachen an­
gerichtet hat, oder dass

b) der Schaden wegen des einwandfreien Zustands des ver­
sicherten Gebäudes oder mit diesem Gebäude baulich 
verbundenen Gebäuden nur durch Sturm entstanden sein 
kann.

3. Hagel

Hagel ist ein fester Witterungsniederschlag in Form von Eiskör­
nern.

4. Nicht versicherte Schäden

4.1 Nicht versichert sind ohne Rücksicht auf mitwirkende Ur­
sachen Schäden durch

a) Sturmflut;

b) Eindringen von Regen, Hagel, Schnee oder Schmutz 
durch nicht ordnungsgemäß geschlossene Fenster, 
Außentüren oder andere Öffnungen, es sei denn, 
dass diese Öffnungen durch Sturm oder Hagel ent­
standen sind und einen Gebäudeschaden darstellen;

c) Brand, Blitzschlag, Explosion, Implosion, Anprall oder 
Absturz eines Luftfahrzeugs, Fahrzeuganprall;

d) Lawinen;

e) Erdbeben.

4.2 Der Versicherer leistet keine Entschädigung für Schäden 
an

a) Gebäuden oder an Gebäudeteilen, die nicht bezugs­
fertig sind und an den in diesen Gebäuden oder Ge­
bäudeteilen befindlichen Sachen;

b) Sachen die noch nicht betriebsfertig aufgestellt oder 
montiert sind oder deren Probelauf noch nicht erfolg­
reich abgeschlossen ist (Montageobjekte).

§ 8 Weitere Elementargefahren

1. Überschwemmung, Rückstau

1.1 Überschwemmung

Überschwemmung ist die Überflutung des Grund und Bo­
dens des Versicherungsorts mit erheblichen Mengen von 
Oberflächenwasser durch

a) Ausuferung von oberirdischen (stehenden oder flie­
ßenden) Gewässern;

b) Witterungsniederschläge;

c) Austritt von Grundwasser an die Erdoberfläche infol­
ge von a) oder b).

1.2 Rückstau

Rückstau liegt vor, wenn Wasser durch Ausuferung von 
oberirdischen (stehenden oder fließenden) Gewässern 
oder durch Witterungsniederschläge bestimmungswidrig 
aus gebäudeeigenen Ableitungsrohren oder damit verbun­
denen Einrichtungen in das Gebäude eindringt.

2. Erdbeben

Erdbeben ist eine naturbedingte Erschütterung des Erdbodens, 
die durch geophysikalische Vorgänge im Erdinneren ausgelöst 
wird. Versichert sind Schäden, die durch Erdbeben ab einer 
Stärke von 4,0 nach der Magnituden-Scala (Lokalmagnitude 
nach C. F. Richter) verursacht werden.

3. Erdsenkung, Erdrutsch

a) Erdsenkung

Erdsenkung ist eine naturbedingte Absenkung des Erdbo­
dens über naturbedingten Hohlräumen.

b) Erdrutsch

Erdrutsch ist ein naturbedingtes Abrutschen oder Abstür­
zen von Erd- oder Gesteinsmassen.
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4. Schneedruck, Lawinen

a) Schneedruck

Schneedruck ist die Wirkung des Gewichts von Schnee- 
oder Eismassen.

b) Lawinen

Lawinen sind an Berghängen niedergehende Schnee- 
oder Eismassen.

5. Vulkanausbruch

Vulkanausbruch ist eine plötzliche Druckentladung beim Aufrei­
ßen der Erdkruste, verbunden mit Lavaergüssen, Asche-Erup­
tionen oder dem Austritt von sonstigen Materialien und Gasen.

6. Nicht versicherte Schäden

6.1 Nicht versichert sind ohne Rücksicht auf mitwirkende Ur­
sachen Schäden durch:

a) Sturmflut;

b) Grundwasser, soweit nicht an die Erdoberfläche ge­
drungen (siehe Nr. 1.1 c);

c) Brand, Blitzschlag, Explosion, Anprall oder Absturz ei­
nes Luftfahrzeugs, Fahrzeuganprall; dies gilt nicht, so­
weit diese Gefahren durch ein versichertes Erdbeben 
nach Nr. 2 ausgelöst wurden;

d) Trockenheit oder Austrocknung (siehe Nr. 3).

6.2 Der Versicherer leistet keine Entschädigung für Schäden 
an

a) Sachen, die sich in Gebäuden oder in Gebäudeteilen 
befinden, die nicht bezugsfertig sind;

b) Sachen, die noch nicht betriebsfertig aufgestellt oder 
montiert sind oder deren Probelauf noch nicht erfolg­
reich abgeschlossen ist (Montageobjekte); 

c) weiterem Zubehör und sonstigen Grundstücksbe­
standteilen nach § 1 Nr. 3. Davon ausgenommen sind 
Gartenhäuser und Geräteschuppen.

7. Wartezeit

a) Der Versicherungsschutz beginnt frühestens mit dem Ab­
lauf von einem Monat ab Antragstellung (Wartezeit).

b) Diese Regelung entfällt, sofern Versicherungsschutz ge­
gen die jeweilige Gefahr nach Nr. 1 bis Nr. 5 über einen 
anderen Vertrag bestanden hat und der Versicherungs­
schutz ohne zeitliche Unterbrechung durch den vorliegen­
den Vertrag fortgesetzt wird.

8. Besonderes Kündigungsrecht

a) Versicherungsnehmer und Versicherer können unter Ein­
haltung einer Frist von drei Monaten die Versicherung 
Weiterer Elementargefahren in Textform kündigen. Kün­
digt der Versicherungsnehmer, so kann er bestimmen, 
dass seine Kündigung erst zum Schluss des laufenden 
Versicherungsjahres wirksam wird.

b) Kündigt der Versicherer, so kann der Versicherungsneh­
mer die Gebäudeversicherung innerhalb eines Monats 
nach Zugang der Erklärung des Versicherers zum glei­
chen Zeitpunkt kündigen.

9. Festlegung des neuen Beitrags nach Anpassung der Über­
schwemmungszone, Kündigungsrecht

a) Festlegung des neuen Beitrags nach Anpassung der 
Überschwemmungszone

Bei der Beitragsbemessung für die Weiteren Elementarge­
fahren berücksichtigt der Versicherer das Zonierungssys­
tem für Überschwemmung, Rückstau und Starkregen 
(ZÜRS). Dieses wird vom Gesamtverband der Deutschen 
Versicherungswirtschaft e. V. (GDV) zur Verfügung ge­
stellt und gruppiert die Bundesrepublik Deutschland in ver­
schiedene Überschwemmungszonen ein. Ändert sich die 
Zonierung für den Neuzugang und damit einhergehend 
der Beitrag, ist der Versicherer bei einer Absenkung zu­
gunsten des Versicherungsnehmers verpflichtet, bei einer 
Erhöhung berechtigt, zu Beginn der nächsten Versiche­
rungsperiode für bestehende Versicherungsverträge die 
Beiträge anzupassen.

b) Kündigungsrecht

Erhöht sich der Beitrag durch eine Änderung der Zonie­
rung, kann der Versicherungsnehmer wahlweise die Ge­
bäudeversicherung oder nur die Mitversicherung der Wei­
teren Elementargefahren innerhalb eines Monats nach Zu­
gang der Mitteilung des Versicherers mit sofortiger Wir­
kung, frühestens jedoch zum Zeitpunkt des Wirksamwer­
dens der Erhöhung in Textform kündigen. Der Versicherer 
hat den Versicherungsnehmer in der Mitteilung über die 
Beitragserhöhung auf das Kündigungsrecht hinzuweisen. 
Die Mitteilung muss dem Versicherungsnehmer spätes­
tens einen Monat vor dem Wirksamwerden der Erhöhung 
des Beitrags zugehen.

§ 9 Glasbruch

1. Versicherungsfall

Glasbruch ist die Zerstörung oder Beschädigung der Vergla­
sung (siehe § 1 Nr. 5) infolge Bruchs (Zerbrechen).

2. Werbeanlagen

a) Bei Leuchtröhrenanlagen (Hochspannungsanlagen) – sie­
he § 1 Nr. 5.3 – umfasst Glasbruch auch das Zerbrechen 
der Röhren (Systeme) und an den übrigen Teilen der An­
lage auch alle Beschädigungen oder Zerstörungen, so­
weit sie nicht eine unmittelbare Folge der durch den Be­
trieb der Anlage verursachten Abnutzung sind;

b) Bei Firmenschildern und Transparenten umfasst Glas­
bruch auch Schäden durch Zerbrechen der Glas- und 
Kunststoffteile.

Dazu gehören auch Schäden an Leuchtkörpern oder nicht 
aus Glas oder Kunststoff bestehenden Teilen (z. B. Metall­
konstruktion, Bemalung, Beschriftung, Kabel), wenn 
gleichzeitig ein ersatzpflichtiger Schaden durch Zerbre­
chen am Glas oder Kunststoff vorliegt und entweder bei­
de Schäden auf derselben Ursache beruhen oder der 
Schaden am Glas oder Kunststoff den anderen Schaden 
verursacht hat.

3. Nicht versicherte Gefahren und Schäden

3.1 Die Versicherung erstreckt sich nicht auf

a) Beschädigungen von Oberflächen oder Kanten (z. B. 
Schrammen, Muschelausbrüche);

b) Undichtwerden der Randverbindungen von Mehrschei­
ben-Isolierverglasungen;

c) Schäden, die nach § 4 Nr. 1.1 bis Nr. 1.4 (Feuer, Lei­
tungswasser, Sturm, Hagel, Weitere Elementargefah­
ren) versichert sind oder soweit für diese Schäden an­
derweitig Versicherungsschutz besteht;

d) Schäden durch Sturmflut.
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3.2 Die Versicherung von Werbeanlagen nach § 1 Nr. 5.3 er­
streckt sich nicht auf Kosten, die für Farbangleichungen 
unbeschädigter Systeme oder für sonstige Änderungen 
oder Verbesserungen sowie für Überholungen entstehen.

§ 10 Versicherungsort

Versicherungsort sind die in dem Versicherungsvertrag bezeich­
neten Grundstücke, auf denen sich die versicherten Gebäude 
befinden. 

Versicherungsort für Sicherungsdaten/-träger ist auch das Ge­
bäude, in das diese ausgelagert sind.

§ 11 Vertraglich vereinbarte Sicherheitsvorschriften

1. Sicherheitsvorschriften

Vor Eintritt des Versicherungsfalls hat der Versicherungsneh­
mer

1.1 die versicherten Gebäude genügend häufig zu kontrollie­
ren; dies gilt auch während einer vorübergehenden Be­
triebsstilllegung (z. B. Betriebsferien);

1.2 mindestens wöchentlich Duplikate von Daten und Pro­
grammen zu erstellen, sofern nicht in der Branche des 
Versicherungsnehmers kürzere Fristen zur Datensiche­
rung üblich sind. Diese sind so aufzubewahren, dass sie 
im Versicherungsfall voraussichtlich nicht gleichzeitig mit 
den Originalen zerstört oder beschädigt werden oder ab­
handen kommen können;

1.3 für die Gefahr Leitungswasser

a) die versicherten Wasser führenden Anlagen und Ein­
richtungen stets im ordnungsgemäßen Zustand zu er­
halten und Mängel, Störungen oder Schäden unver­
züglich nach den anerkannten Regeln der Technik be­
seitigen zu lassen;

b) nicht genutzte Wasser führende Anlagen und Einrich­
tungen abzusperren, zu entleeren und entleert zu hal­
ten;

c) während der kalten Jahreszeit alle Räume genügend 
zu beheizen und dies genügend häufig zu kontrollie­
ren oder dort alle Wasser führenden Anlagen und Ein­
richtungen abzusperren, zu entleeren und entleert zu 
halten;

1.4 für die Gefahr Sturm, Hagel die versicherten Sachen, ins­
besondere Dächer und außen an den Gebäuden ange­
brachte Sachen, stets im ordnungsgemäßen Zustand zu 
erhalten und Mängel, Störungen oder Schäden unverzüg­
lich nach den anerkannten Regeln der Technik beseitigen 
zu lassen.

2. Folgen der Obliegenheitsverletzung

Verletzt der Versicherungsnehmer eine der in Nr. 1 genannten 
Obliegenheiten, ist der Versicherer unter den in Teil B. § 8 be­
schriebenen Voraussetzungen zur Kündigung berechtigt oder 
auch ganz oder teilweise leistungsfrei.

§ 12 Versicherungswert; Versicherungssumme

1. Gebäude

Versicherungswert von Gebäuden (siehe § 1 Nr. 1) ist

a) soweit Versicherung zum Gleitenden Neuwert vereinbart 
ist, der ortsübliche Neubauwert des Gebäudes in Preisen 
des Jahres 1914.

Der Versicherer passt den Versicherungsschutz an die 
Baukostenentwicklung an (siehe § 13 Nr.2).

Deshalb besteht Versicherungsschutz auf der Grundlage 
des ortsüblichen Neubauwerts zum Zeitpunkt des Versi­
cherungsfalls. Dies ist der Betrag, der aufzuwenden ist, 
um Sachen gleicher Art und Güte in neuwertigem Zu­
stand herzustellen. Dazu gehören Architektengebühren 
sowie sonstige Konstruktions- und Planungskosten.

Bestandteil des Gleitenden Neuwerts sind insoweit auch 
Aufwendungen, die dadurch entstehen, dass die Wieder­
herstellung der Sachen in derselben Art und Güte infolge 
Technologiefortschritts entweder nicht möglich ist oder 
nur mit unwirtschaftlichem Aufwand möglich wäre. Die Er­
satzgüter müssen hierbei den vorhandenen Sachen mög­
lichst nahe kommen.

Nicht Bestandteil des Gleitenden Neuwerts sind Mehrkos­
ten durch behördliche Wiederherstellungsbeschränkun­
gen, die dadurch entstehen, dass Sachen aufgrund öffent­
lich-rechtlicher Vorschriften nicht in derselben Art und Gü­
te wiederhergestellt werden dürfen, es sei denn, dass die­
se Mehrkosten als Technologiefortschritt gemäß Absatz 4 
zu berücksichtigen sind. Versicherungsschutz für Mehr­
kosten durch behördliche Wiederherstellungsbeschrän­
kungen besteht gemäß den Vereinbarungen zu den versi­
cherten Kosten.

Mehrkosten durch Preissteigerungen zwischen dem Ein­
tritt des Versicherungsfalls und der Wiederherstellung 
sind ebenfalls nicht Bestandteil des Gleitenden Neuwerts. 
Versicherungsschutz für diese Mehrkosten besteht ge­
mäß den Vereinbarungen zu den versicherten Kosten (sie­
he § 3).

b) der Neuwert. Neuwert ist der Betrag, der aufzuwenden 
ist, um Sachen gleicher Art und Güte in neuwertigem Zu­
stand herzustellen. Maßgebend ist der ortsübliche Neu­
bauwert einschließlich Architektengebühren sowie sonsti­
ge Konstruktions- und Planungskosten.

Bestandteil des Neuwerts sind insoweit auch Aufwendun­
gen, die dadurch entstehen, dass die Wiederherstellung 
der Sachen in derselben Art und Güte infolge Technolo­
giefortschritts entweder nicht möglich ist oder nur mit un­
wirtschaftlichem Aufwand möglich wäre. Die Ersatzgüter 
müssen hierbei den vorhandenen Sachen möglichst nahe 
kommen.

Nicht Bestandteil des Neuwerts sind Mehrkosten durch be­
hördliche Wiederherstellungsbeschränkungen, die da­
durch entstehen, dass Sachen aufgrund öffentlich-rechtli­
cher Vorschriften nicht in derselben Art und Güte wieder­
hergestellt werden dürfen, es sei denn, dass diese Mehr­
kosten als Technologiefortschritt gemäß Absatz 2 zu be­
rücksichtigen sind. Versicherungsschutz für Mehrkosten 
durch behördliche Wiederherstellungsbeschränkungen be­
steht gemäß den Vereinbarungen zu den versicherten 
Kosten.

Mehrkosten durch Preissteigerungen zwischen dem Ein­
tritt des Versicherungsfalls und der Wiederherstellung 
sind ebenfalls nicht Bestandteil des Neuwerts. Versiche­
rungsschutz für diese Mehrkosten besteht gemäß den 
Vereinbarungen zu den versicherten Kosten (siehe § 3).

c) der Zeitwert, falls Versicherung nur zum Zeitwert verein­
bart ist, oder falls der Zeitwert im Falle von a) oder b) we­
niger als 40 Prozent des Neuwerts beträgt (Zeitwertvorbe­
halt). Der Zeitwertvorbehalt gilt nicht für Wohngebäude.

Der Zeitwert ergibt sich aus dem Neuwert des Gebäudes 
durch einen Abzug entsprechend seinem insbesondere 
durch den Abnutzungsgrad bestimmten Zustand.

d) der gemeine Wert, falls Versicherung nur zum gemeinen 
Wert vereinbart ist oder falls das Gebäude zum Abbruch 
bestimmt oder sonst dauernd entwertet ist; eine dauernde 
Entwertung liegt insbesondere vor, wenn das Gebäude 
für seinen Zweck allgemein oder im Betrieb des Versiche­
rungsnehmers nicht mehr zu verwenden ist; gemeiner 
Wert ist der für den Versicherungsnehmer erzielbare Ver­
kaufspreis für das Gebäude oder für das Altmaterial.
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2. Gebäudezubehör, weiteres Zubehör sowie sonstige Grund­
stücksbestandteile

Der Versicherungswert von Gebäudezubehör (siehe § 1 Nr. 2), 
weiterem Zubehör sowie sonstigen Grundstücksbestandteilen 
(siehe § 1 Nr. 3) ist je nach Vereinbarung entweder der Gleiten­
de Neuwert gemäß Nr. 1 a), der Neuwert gemäß Nr. 1 b), der 
Zeitwert gemäß Nr. 1 c) oder unter den dort genannten Voraus­
setzungen der gemeine Wert gemäß Nr. 1 d).

Neben der Wiederherstellung ist auch die Wiederbeschaffung 
möglich, maßgebend ist der niedrigere Betrag.

3. Verglasungen

Versicherungswert von Verglasungen (siehe § 1 Nr. 5) sind die 
ortsüblichen Wiederherstellungskosten für Verglasungen glei­
cher Art und Güte.

4. Mietausfall

4.1 Der Versicherungswert des Mietausfalls (siehe § 2) ergibt 
sich aus der Summe der Versicherungswerte der versi­
cherten Sachen nach § 1 Nr. 1 und 2.

4.2 Der Versicherungswert des Mietausfalls erhöht sich, so­
weit Sachen nach § 1 Nr. 1 und 2

a) nicht durch vorliegenden Vertrag versichert sind oder

b) gegen dieselbe Gefahr auch durch andere Versiche­
rungsverträge versichert  sind, jedoch ohne Ein­
schluss von Mietausfallschäden, 

um den Versicherungswert dieser Sachen.

5. Umsatzsteuer

Ist der Versicherungsnehmer zum Vorsteuerabzug nicht berech­
tigt, so ist die Umsatzsteuer einzubeziehen.

6. Versicherungssumme 

a) Die Versicherungssumme ist der zwischen Versicherer 
und Versicherungsnehmer im Einzelnen vereinbarte Be­
trag, der dem Versicherungswert nach Nr. 1 bis 5 entspre­
chen soll.

b) Wenn bauliche Veränderungen vorgenommen werden, 
soll der Versicherungsnehmer die Versicherungssumme 
an den Versicherungswert anpassen.

c) Ist Versicherung zum Gleitenden Neuwert vereinbart wor­
den, ist die Versicherungssumme nach dem ortsüblichen 
Neubauwert zu ermitteln, der in den Preisen des Jahres 
1914 ausgedrückt wird (Versicherungssumme "Wert 
1914").

d) Ist Versicherung zum Neuwert, Zeitwert oder gemeinen 
Wert vereinbart worden, soll der Versicherungsnehmer 
die Versicherungssumme für die versicherte Sache für die 
Dauer des Versicherungsverhältnisses dem jeweils gülti­
gen Versicherungswert anpassen.

e) Entspricht zum Zeitpunkt des Versicherungsfalls die Versi­
cherungssumme nicht dem Versicherungswert, kann die 
Regelung über die Unterversicherung zur Anwendung 
kommen (siehe § 15 Nr. 4).

§ 13 Beitrag in der Gleitenden Neuwertversicherung und des­
sen Anpassung

1. Berechnung des Beitrags

Grundlagen der Berechnung des Beitrags sind die Versiche­
rungssumme "Wert 1914", der vereinbarte Beitragssatz sowie 
der Anpassungsfaktor (siehe Nr. 2 a). Der jeweils zu zahlende 

Jahresbeitrag wird berechnet durch Multiplikation des vereinbar­
ten Grundbeitrags 1914 (Versicherungssumme "Wert 1914" 
multipliziert mit dem Beitragssatz) mit dem jeweils gültigen An­
passungsfaktor.

2. Anpassung des Beitrags

a) Der Beitrag verändert sich entsprechend der Anpassung 
des Versicherungsschutzes (siehe § 12 Nr. 1 a) und 2) ge­
mäß der Erhöhung oder Verminderung des Anpassungs­
faktors.

b) Der Anpassungsfaktor erhöht oder vermindert sich jeweils 
zum 1. Januar eines jeden Jahres für die in diesem Jahr 
beginnende Versicherungsperiode entsprechend dem Pro­
zentsatz, um den sich der jeweils für den Monat Mai des 
Vorjahres veröffentlichte Baupreisindex für Wohngebäude 
und der für das zweite Quartal des Vorjahres veröffentlich­
te Tariflohnindex für das Baugewerbe verändert haben. 
Beide Indizes gibt das Statistische Bundesamt bekannt. 
Bei dieser Anpassung wird die Änderung des Baupreisin­
dexes zu 80 Prozent und die des Tariflohnindexes zu 20 
Prozent berücksichtigt. Bei dieser Berechnung wird je­
weils auf zwei Stellen nach dem Komma gerundet.

Der Anpassungsfaktor wird auf zwei Stellen nach dem 
Komma errechnet und gerundet.

Soweit bei Rundungen die dritte Zahl nach dem Komma 
eine Fünf oder eine höhere Zahl ist, wird aufgerundet, 
sonst abgerundet.

c) Der Versicherungsnehmer kann der Erhöhung des Bei­
trags innerhalb eines Monats, nachdem ihm die Mitteilung 
über die Erhöhung des Anpassungsfaktors zugegangen 
ist, durch Erklärung in Textform widersprechen. Zur Wah­
rung der Frist genügt die rechtzeitige Absendung. Damit 
wird die Erhöhung nicht wirksam. Die Versicherung bleibt 
dann als Neuwertversicherung (siehe § 12 Nr. 1 b) in 
Kraft, und zwar zum bisherigen Beitrag und mit einer Ver­
sicherungssumme, die sich aus der Versicherungssumme 
"Wert 1914" multipliziert mit 1/100 des Baupreisindexes 
für Wohngebäude ergibt, der im Mai des Vorjahres galt.

In diesem Fall gilt ein vereinbarter Unterversicherungsver­
zicht nicht mehr. Das Recht des Versicherungsnehmers 
auf Herabsetzung der Versicherungssumme wegen erheb­
licher Überversicherung bleibt unberührt.

§ 14 Anpassung des Beitragssatzes

1. Beitragssatzanpassung

Der Versicherer kann den Beitrag pro Tausend Euro oder pro 
Tausend Mark Wert 1914 Versicherungssumme (Beitragssatz) 
für bestehende Versicherungsverträge mit Wirkung vom Beginn 
der nächsten Versicherungsperiode anpassen. Dabei darf der 
geänderte Beitragssatz für bestehende Verträge den im Zeit­
punkt der Änderung geltenden Beitragssatz für den Neuzugang 
innerhalb desselben Tarifs nicht übersteigen.

2. Kündigungsrecht

Der Versicherungsnehmer kann die Gebäudeversicherung in­
nerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung des Versiche­
rers über die Beitragssatzerhöhung zum Zeitpunkt des Inkraft­
tretens der Änderung in Textform kündigen. Der Versicherer 
hat den Versicherungsnehmer in der Mitteilung auf das Kündi­
gungsrecht hinzuweisen. Die Mitteilung muss dem Versiche­
rungsnehmer spätestens einen Monat vor dem Wirksamwerden 
der Erhöhung des Beitrags zugehen.

§ 15 Umfang der Entschädigung

1. Entschädigungsberechnung

1.1 Der Versicherer ersetzt
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a) bei zerstörten oder infolge eines Versicherungsfalls 
abhanden gekommenen Sachen den Versicherungs­
wert (siehe § 12) unmittelbar vor Eintritt des Versiche­
rungsfalls;

b) bei beschädigten Sachen die notwendigen Reparatur­
kosten zur Zeit des Eintritts des Versicherungsfalls zu­
züglich einer durch den Versicherungsfall entstande­
nen und durch die Reparatur nicht auszugleichenden 
Wertminderung, höchstens jedoch den Versicherungs­
wert unmittelbar vor Eintritt des Versicherungsfalls.

Die Reparaturkosten werden gekürzt, soweit durch 
die Reparatur der Versicherungswert der Sache ge­
genüber dem Versicherungswert unmittelbar vor Ein­
tritt des Versicherungsfalls erhöht wird.

1.2 Öffentlich-rechtliche Vorschriften, nach denen die noch 
vorhandene und technisch brauchbare Sachsubstanz der 
versicherten und vom Schaden betroffenen Sache für die 
Wiederherstellung nicht wieder verwendet werden darf, 
werden bei der Entschädigungsberechnung gemäß Nr. 
1.1 berücksichtigt, soweit 

a) es sich nicht um behördliche Anordnungen handelt, 
die vor Eintritt des Versicherungsfalls erteilt wurden 
oder 

b) nicht aufgrund öffentlich-rechtlicher Vorschriften die 
Nutzung der Sachen zum Zeitpunkt des Versiche­
rungsfalls ganz oder teilweise untersagt war.

Mehrkosten durch behördliche Wiederherstellungsbe­
schränkungen, die dadurch entstehen, dass die versicher­
te und vom Schaden betroffene Sache aufgrund öffent­
lich-rechtlicher Vorschriften nicht in derselben Art und Gü­
te wiederhergestellt oder wiederbeschafft werden darf, 
werden im Rahmen der Entschädigungsberechnung ge­
mäß Nr. 1.1 nicht ersetzt, es sei denn, dass diese Mehr­
kosten als Technologiefortschritt im Versicherungswert zu 
berücksichtigen sind.

1.3 Der erzielbare Verkaufspreis von Resten wird bei der Ent­
schädigungsberechnung gemäß Nr. 1.1 und Nr. 1.2 ange­
rechnet.

1.4 Versicherungsschutz für Kosten besteht gemäß den Ver­
einbarungen zu den versicherten Kosten (siehe § 3).

1.5 Abweichend von Nr. 1.1 ersetzt der Versicherer für Schä­
den durch die Gefahr Glasbruch (siehe § 9) die Wiederbe­
schaffungskosten für Sachen gleicher Art und Güte in neu­
wertigem Zustand. Soweit die Sache für ihren Zweck all­
gemein oder im Betrieb des Versicherungsnehmers nicht 
mehr zu verwenden ist, ersetzt der Versicherer den gemei­
nen Wert; gemeiner Wert ist der erzielbare Verkaufspreis 
für die Sache oder für das Altmaterial.

1.6 Soweit Mietausfall (siehe § 2) versichert ist, ersetzt der 
Versicherer den versicherten Mietausfall, höchstens je­
doch bis zur vereinbarten Entschädigungsgrenze.

In der Gleitenden Neuwertversicherung wird die Entschä­
digungsgrenze multipliziert mit dem im Zeitpunkt des Ver­
sicherungsfalls geltenden Baupreisindex.

2. Neuwertanteil

Ist die Entschädigung zum Neuwert vereinbart, erwirbt der Ver­
sicherungsnehmer auf den Teil der Entschädigung, der den 
Zeitwertschaden übersteigt (Neuwertanteil), einen Anspruch 
nur, soweit und sobald er innerhalb von drei Jahren nach Ein­
tritt des Versicherungsfalls sichergestellt hat, dass er die Ent­
schädigung verwenden wird, um

a) Gebäude in gleicher Art und Zweckbestimmung an der 
bisherigen Stelle wiederherzustellen. Ist die Wiederherstel­
lung an der bisherigen Stelle rechtlich nicht möglich oder 
wirtschaftlich nicht zu vertreten, so genügt es, wenn das 
Gebäude an anderer Stelle innerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland wiederhergestellt wird; auch in diesem Fall 

bleibt es bei dem Entschädigungsbetrag, der bei einer 
Wiederherstellung an der bisherigen Stelle entstanden wä­
re;

b) Gebäudezubehör, weiteres Zubehör und sonstige Grund­
stücksbestandteile, die zerstört wurden oder abhanden ge­
kommen sind, in gleicher Art und Güte und in neuwerti­
gem Zustand wiederzubeschaffen. Nach vorheriger Zu­
stimmung des Versicherers genügt Wiederbeschaffung 
gebrauchter Sachen; anstelle von Maschinen und Gerä­
ten können Maschinen und Geräte beliebiger Art be­
schafft werden, wenn deren Betriebszweck derselbe ist;

c) Gebäudezubehör, weiteres Zubehör und sonstige Grund­
stücksbestandteile, die beschädigt worden sind, wieder­
herzustellen.

3. Zeitwertschaden

Der Zeitwertschaden wird bei zerstörten oder abhanden gekom­
menen Sachen gemäß den Bestimmungen über den Versiche­
rungswert festgestellt. Bei beschädigten Sachen werden die 
Kosten einer Reparatur um den Betrag gekürzt, um den durch 
die Reparatur der Zeitwert der Sache gegenüber dem Zeitwert 
unmittelbar vor Eintritt des Versicherungsfalls erhöht würde.

4. Unterversicherung

4.1 Ist die Versicherungssumme niedriger als der Versiche­
rungswert unmittelbar vor Eintritt des Versicherungsfalls, 
so besteht Unterversicherung. Im Fall der Unterversiche­
rung wird die Entschädigung nach Nr. 1 in dem Verhältnis 
von Versicherungssumme zum Versicherungswert nach 
folgender Berechnungsformel gekürzt: 

Entschädigung = Schadensbetrag multipliziert mit der Ver­
sicherungssumme dividiert durch den Versicherungswert.

Ist die Entschädigung für einen Teil der in einer Position 
versicherten Sachen auf bestimmte Beträge begrenzt, so 
werden bei Ermittlung des Versicherungswerts der davon 
betroffenen Sachen höchstens diese Beträge berücksich­
tigt. Ergibt sich aus dem so ermittelten Versicherungswert 
eine Unterversicherung, so wird die Entschädigung nach 
Nr. 1 entsprechend gekürzt.

4.2 Ob Unterversicherung vorliegt, ist für jede vereinbarte Po­
sition gesondert festzustellen.

4.3 Die Bestimmungen über die Selbstbeteiligung nach Nr. 6 
und Entschädigungsgrenzen nach Nr. 7 sind im An­
schluss an Nr. 4.1 und 4.2 anzuwenden.

4.4 In der Gleitenden Neuwertversicherung gilt die Versiche­
rungssumme 1914 als ausreichend vereinbart, wenn

a) sie aufgrund einer vom Versicherer anerkannten 
Schätzung eines Bausachverständigen festgesetzt 
wird;

b) der Versicherungsnehmer Antragsfragen nach Größe, 
Ausbau und Ausstattung des Gebäudes zutreffend be­
antwortet und der Versicherer hiernach die Versiche­
rungssumme umrechnet.

Wird die nach a) oder b) ermittelte Versicherungssumme 
1914 vereinbart, nimmt der Versicherer keinen Abzug we­
gen Unterversicherung vor (Unterversicherungsverzicht).

Der Unterversicherungsverzicht gilt nicht, wenn nachträg­
lich wertsteigernde bauliche Maßnahmen durchgeführt 
wurden.

5. Versicherung auf Erstes Risiko

Ist für einzelne Positionen die Versicherung auf Erstes Risiko 
vereinbart, wird eine Unterversicherung bei diesen Positionen 
nicht berücksichtigt.
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6. Selbstbeteiligung

Die Entschädigung wird je Versicherungsfall um die vereinbarte 
Selbstbeteiligung gekürzt.

Die Bestimmungen über die Entschädigungsgrenzen nach 
Nr. 7 sind im Anschluss an diese Kürzung anzuwenden.

7. Entschädigungsgrenzen

Der Versicherer leistet Entschädigung je Versicherungsfall 
höchstens

a) bis zu der je Position vereinbarten Versicherungssumme; 

b) bis zu den zusätzlich vereinbarten Entschädigungsgren­
zen;

Maßgebend ist der niedrigere Betrag.

8. Umsatzsteuer

Die Umsatzsteuer wird nicht ersetzt, wenn der Versicherungs­
nehmer vorsteuerabzugsberechtigt ist.

Das Gleiche gilt, wenn der Versicherungsnehmer die Umsatz­
steuer anlässlich der Wiederherstellung oder Wiederbeschaf­
fung tatsächlich nicht gezahlt hat.

9. Ereignisdefinition

Unter einem Versicherungsfall sind alle Schäden zu verstehen, 
die aus ein und derselben Ursache innerhalb von 72 Stunden 
anfallen.

Dies gilt nicht für die Gefahr Feuer (siehe § 4 Nr. 1.1).

§ 16 Zahlung und Verzinsung der Entschädigung 

1. Fälligkeit der Entschädigung

a) Die Entschädigung wird fällig, wenn die Feststellungen 
des Versicherers zum Grund und zur Höhe des An­
spruchs abgeschlossen sind.

Der Versicherungsnehmer kann einen Monat nach Mel­
dung des Schadens den Betrag als Abschlagszahlung be­
anspruchen, der nach Lage der Sache mindestens zu zah­
len ist.

b) Der über den Zeitwertschaden hinausgehende Teil der 
Entschädigung wird fällig, nachdem der Versicherungs­
nehmer gegenüber dem Versicherer den Nachweis ge­
führt hat, dass er die Wiederherstellung oder Wiederbe­
schaffung sichergestellt hat.

2. Rückzahlung des Neuwert- oder Zeitwertanteils

Der Versicherungsnehmer ist zur Rückzahlung der vom Versi­
cherer nach Nr. 1 b) geleisteten Entschädigung verpflichtet, 
wenn die Sache infolge eines Verschuldens des Versicherungs­
nehmers nicht innerhalb einer angemessenen Frist wiederher­
gestellt oder wiederbeschafft worden ist.

3. Verzinsung 

Für die Verzinsung gilt, soweit nicht aus einem anderen Rechts­
grund eine weitergehende Zinspflicht besteht:

a) die Entschädigung ist, soweit sie nicht innerhalb eines Mo­
nats nach Meldung des Schadens geleistet wird, seit An­
zeige des Schadens zu verzinsen;

b) der über den Zeitwertschaden hinausgehende Teil der 
Entschädigung ist ab dem Zeitpunkt zu verzinsen, in dem 
der Versicherungsnehmer die Sicherstellung der Wieder­

herstellung oder Wiederbeschaffung versicherter Sachen 
gegenüber dem Versicherer nachgewiesen hat;

c) der Zinssatz beträgt vier Prozent pro Jahr; 

d) die Zinsen werden zusammen mit der Entschädigung fäl­
lig.

4. Hemmung

Bei der Berechnung der Fristen gemäß Nr. 1, Nr. 3 a) und Nr. 
3 b) ist der Zeitraum nicht zu berücksichtigen, in dem infolge 
Verschuldens des Versicherungsnehmers die Entschädigung 
nicht ermittelt oder nicht gezahlt werden kann.

5. Aufschiebung der Zahlung

Der Versicherer kann die Zahlung aufschieben, solange

a) Zweifel an der Empfangsberechtigung des Versicherungs­
nehmers bestehen;

b) ein behördliches oder strafgerichtliches Verfahren gegen 
den Versicherungsnehmer oder seinen Repräsentanten 
aus Anlass dieses Versicherungsfalls noch läuft;

c) eine Mitwirkung des Realgläubigers gemäß den gesetzli­
chen Bestimmungen über die Sicherung von Realgläubi­
gern nicht erfolgte.

§ 17 Sachverständigenverfahren

1. Feststellung der Schadenshöhe

Der Versicherungsnehmer kann nach Eintritt des Versiche­
rungsfalls verlangen, dass die Höhe des Schadens in einem 
Sachverständigenverfahren festgestellt wird.

Ein solches Sachverständigenverfahren können Versicherer 
und Versicherungsnehmer auch gemeinsam vereinbaren.

2. Weitere Feststellungen

Das Sachverständigenverfahren kann durch Vereinbarung auf 
weitere Feststellungen zum Versicherungsfall ausgedehnt wer­
den.

3. Verfahren vor Feststellung

Für das Sachverständigenverfahren gilt:

a) Jede Partei hat in Textform einen Sachverständigen zu 
benennen. Eine Partei, die ihren Sachverständigen be­
nannt hat, kann die andere unter Angabe des von ihr ge­
nannten Sachverständigen in Textform auffordern, den 
zweiten Sachverständigen zu benennen. 

Wird der zweite Sachverständige nicht innerhalb von zwei 
Wochen nach Zugang der Aufforderung benannt, so kann 
ihn die auffordernde Partei durch das für den Scha­
densort zuständige Amtsgericht ernennen lassen. In der 
Aufforderung durch den Versicherer ist der Versicherungs­
nehmer auf diese Folge hinzuweisen.

b) Der Versicherer darf als Sachverständigen keine Person 
benennen, die Mitbewerber des Versicherungsnehmers 
ist oder mit ihm in dauernder Geschäftsverbindung steht; 
ferner keine Person, die bei Mitbewerbern oder Geschäfts­
partnern angestellt ist oder mit ihnen in einem ähnlichen 
Verhältnis steht.

c) Beide Sachverständige benennen in Textform vor Beginn 
ihrer Feststellungen einen dritten Sachverständigen als 
Obmann. Die Regelung unter b) gilt entsprechend für die 
Benennung eines Obmanns durch die Sachverständigen. 
Einigen sich die Sachverständigen nicht, so wird der Ob­
mann auf Antrag einer Partei durch das für den Scha­
densort zuständige Amtsgericht ernannt.
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4. Feststellung

Die Feststellungen der Sachverständigen müssen enthalten:

4.1 ein Verzeichnis der abhanden gekommenen, zerstörten 
und beschädigten versicherten Sachen sowie deren nach 
dem Versicherungsvertrag infrage kommenden Versiche­
rungswerte zum Zeitpunkt des Versicherungsfalls;

4.2 die Wiederherstellungs- und Wiederbeschaffungskosten;

4.3 die Restwerte der vom Schaden betroffenen Sachen;

4.4 die nach dem Versicherungsvertrag versicherten Kosten;

4.5 bei Mietausfallschäden

a) den versicherten Mietausfall;

b) ob und in welcher Weise Umstände vorliegen, welche 
den versicherten Mietausfallschaden beeinflussen.

5. Verfahren nach Feststellung

Der Sachverständige übermittelt seine Feststellungen beiden 
Parteien gleichzeitig. Weichen die Feststellungen der Sachver­
ständigen voneinander ab, so übergibt der Versicherer sie un­
verzüglich dem Obmann. Dieser entscheidet über die streitig 
gebliebenen Punkte innerhalb der durch die Feststellungen der 
Sachverständigen gezogenen Grenzen und übermittelt seine 
Entscheidung beiden Parteien gleichzeitig.

Die Feststellungen der Sachverständigen oder des Obmanns 
sind für die Vertragsparteien verbindlich, wenn nicht nachgewie­
sen wird, dass sie offenbar von der wirklichen Sachlage erheb­
lich abweichen. Aufgrund dieser verbindlichen Feststellungen 
berechnet der Versicherer die Entschädigung.

Im Falle unverbindlicher Feststellungen erfolgen diese durch ge­
richtliche Entscheidung. Dies gilt auch, wenn die Sachverständi­
gen die Feststellung nicht treffen können oder wollen oder sie 
verzögern.

6. Kosten

Sofern nicht etwas anderes vereinbart ist, trägt jede Partei die 
Kosten ihres Sachverständigen. Die Kosten des Obmanns tra­
gen beide Parteien je zur Hälfte.

7. Obliegenheiten

Durch das Sachverständigenverfahren werden die Obliegenhei­
ten des Versicherungsnehmers nicht berührt.

§ 18 Teileigentümergemeinschaft 

1. Ist bei Verträgen mit einer Gemeinschaft von Teileigentümern 
der Versicherer wegen des Verhaltens einzelner Teileigentü­
mer ganz oder teilweise leistungsfrei, so kann er sich hierauf 
gegenüber den übrigen Teileigentümern wegen deren Sonderei­
gentums sowie deren Miteigentumsanteilen nicht berufen.

2. Die übrigen Teileigentümer können verlangen, dass der Versi­
cherer sie auch insoweit entschädigt, als er gegenüber einzel­

nen Miteigentümern leistungsfrei ist, soweit diese zusätzliche 
Entschädigung zur Wiederherstellung des gemeinschaftlichen 
Eigentums verwendet wird.

Der Teileigentümer, in dessen Person der Verwirkungsgrund 
vorliegt, ist verpflichtet, dem Versicherer diese Mehraufwendun­
gen zu erstatten.

§ 19 Veräußerung der versicherten Sachen

1. Rechtsverhältnisse nach Eigentumsübergang

a) Wird die versicherte Sache vom Versicherungsnehmer 
veräußert, so tritt zum Zeitpunkt des Eigentumsüber­
gangs (bei Immobilien das Datum des Grundbuchein­
trags) an dessen Stelle der Erwerber in die während der 
Dauer seines Eigentums aus dem Versicherungsverhält­
nis sich ergebenden Rechte und Pflichten des Versiche­
rungsnehmers ein.

b) Der Veräußerer und der Erwerber haften für den Beitrag, 
der auf die zur Zeit des Eintritts des Erwerbers laufende 
Versicherungsperiode entfällt, als Gesamtschuldner.

c) Der Versicherer muss den Eintritt des Erwerbers erst ge­
gen sich gelten lassen, wenn er hiervon Kenntnis erlangt.

2. Kündigungsrechte

a) Der Versicherer ist berechtigt, dem Erwerber das Versi­
cherungsverhältnis unter Einhaltung einer Frist von einem 
Monat zu kündigen. Dieses Kündigungsrecht erlischt, 
wenn es nicht innerhalb eines Monats ab der Kenntnis 
des Versicherers von der Veräußerung ausgeübt wird.

b) Der Erwerber ist berechtigt, das Versicherungsverhältnis 
mit sofortiger Wirkung oder zu jedem späteren Zeitpunkt 
bis zum Ablauf des Versicherungsjahres in Textform zu 
kündigen. 

Das Kündigungsrecht erlischt, wenn es nicht innerhalb ei­
nes Monats nach dem Erwerb, bei fehlender Kenntnis des 
Erwerbers vom Bestehen der Versicherung innerhalb ei­
nes Monats ab Erlangung der Kenntnis, ausgeübt wird.

c) Im Falle der Kündigung nach a) und b) haftet der Veräuße­
rer allein für die Zahlung des Beitrags.

3. Anzeigepflichten

a) Die Veräußerung ist dem Versicherer vom Veräußerer 
oder Erwerber unverzüglich in Textform anzuzeigen.

b) Ist die Anzeige unterblieben, so ist der Versicherer nicht 
zur Leistung verpflichtet, wenn der Versicherungsfall spä­
ter als einen Monat nach dem Zeitpunkt eintritt, zu dem 
die Anzeige hätte zugehen müssen, und der Versicherer 
nachweist, dass er den mit dem Veräußerer bestehenden 
Vertrag mit dem Erwerber nicht geschlossen hätte. 

c) Abweichend von b) ist der Versicherer zur Leistung ver­
pflichtet, wenn ihm die Veräußerung zu dem Zeitpunkt be­
kannt war, zu dem ihm die Anzeige hätte zugehen müs­
sen, oder wenn zur Zeit des Eintritts des Versicherungs­
falls die Frist für die Kündigung des Versicherers abgelau­
fen war und er nicht gekündigt hat.
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B. Allgemeiner Teil

§ 1 Vorvertragliche Anzeigepflichten des Versicherungsneh­
mers

1. Vollständigkeit und Richtigkeit von Angaben über gefahrer­
hebliche Umstände

Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner Vertrags­
erklärung dem Versicherer alle ihm bekannten Gefahrumstän­
de in Textform anzuzeigen, nach denen der Versicherer in Text­
form gefragt hat und die für den Entschluss des Versicherers er­
heblich sind, den Vertrag mit dem vereinbarten Inhalt zu schlie­
ßen. Der Versicherungsnehmer ist auch insoweit zur Anzeige 
verpflichtet, als nach seiner Vertragserklärung, aber vor Ver­
tragsannahme der Versicherer in Textform Fragen im Sinne 
des Satzes 1 stellt.

Gefahrerheblich sind die Umstände, die geeignet sind, auf den 
Entschluss des Versicherers Einfluss auszuüben, den Vertrag 
überhaupt oder mit dem vereinbarten Inhalt abzuschließen.

Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versicherungsneh­
mers geschlossen und kennt dieser den gefahrerheblichen Um­
stand, muss sich der Versicherungsnehmer so behandeln las­
sen, als habe er selbst davon Kenntnis gehabt oder dies arglis­
tig verschwiegen.

2. Rücktritt

a) Voraussetzungen des Rücktritts

Unvollständige und unrichtige Angaben zu den gefahrer­
heblichen Umständen berechtigen den Versicherer, vom 
Versicherungsvertrag zurückzutreten.

b) Ausschluss des Rücktrittsrechts

Der Versicherer hat kein Rücktrittsrecht, wenn der Versi­
cherungsnehmer nachweist, dass er oder sein Vertreter 
die unrichtigen oder unvollständigen Angaben weder vor­
sätzlich noch grob fahrlässig gemacht hat.

Das Rücktrittsrecht des Versicherers wegen grob fahrläs­
siger Verletzung der Anzeigepflicht besteht nicht, wenn 
der Versicherungsnehmer nachweist, dass der Versiche­
rer den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten 
Umstände, wenn auch zu anderen Bedingungen, ge­
schlossen hätte.

c) Folgen des Rücktritts

Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz.
Tritt der Versicherer nach Eintritt des Versicherungsfalls 
zurück, darf er den Versicherungsschutz nicht versagen, 
wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass der un­
vollständig oder unrichtig angezeigte Umstand weder für 
den Eintritt des Versicherungsfalls noch für die Feststel­
lung oder den Umfang der Leistung ursächlich war.
Auch in diesem Fall besteht aber kein Versicherungs­
schutz, wenn der Versicherungsnehmer die Anzeige­
pflicht arglistig verletzt hat.
Dem Versicherer steht der Teil des Beitrags zu, der der 
bis zum Wirksamwerden der Rücktrittserklärung abgelau­
fenen Vertragszeit entspricht.

3. Kündigung

Ist das Rücktrittsrecht des Versicherers ausgeschlossen, weil 
die Verletzung einer Anzeigepflicht weder auf Vorsatz noch auf 
grober Fahrlässigkeit beruhte, kann der Versicherer den Ver­
trag unter Einhaltung einer Frist von einem Monat kündigen.
Das Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn der Versiche­
rungsnehmer nachweist, dass der Versicherer den Vertrag 
auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, wenn auch 
zu anderen Bedingungen, geschlossen hätte.

4. Rückwirkende Vertragsanpassung

Kann der Versicherer nicht zurücktreten oder kündigen, weil er 
den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstän­
de, aber zu anderen Bedingungen, geschlossen hätte, werden 
die anderen Bedingungen auf Verlangen des Versicherers rück­
wirkend Vertragsbestandteil. Hat der Versicherungsnehmer die 
Pflichtverletzung nicht zu vertreten, werden die anderen Bedin­
gungen ab der laufenden Versicherungsperiode Vertragsbe­
standteil.

Erhöht sich durch die Vertragsanpassung der Beitrag um mehr 
als zehn Prozent oder schließt der Versicherer die Gefahrabsi­
cherung für den nicht angezeigten Umstand aus, kann der Ver­
sicherungsnehmer den Vertrag innerhalb eines Monats nach 
Zugang der Mitteilung des Versicherers fristlos kündigen.

5. Ausübung der Rechte des Versicherers

Der Versicherer muss die ihm nach Nr. 2 bis 4 zustehenden 
Rechte innerhalb eines Monats schriftlich geltend machen. Die 
Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem er von der Verletzung 
der Anzeigepflicht, die das von ihm geltend gemachte Recht be­
gründet, Kenntnis erlangt. Er hat die Umstände anzugeben, auf 
die er seine Erklärung stützt; er darf nachträglich weitere Um­
stände zur Begründung seiner Erklärung abgeben, wenn für die­
se die Monatsfrist nicht verstrichen ist.

Dem Versicherer stehen die Rechte nach Nr. 2 bis 4 nur zu, 
wenn er den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mittei­
lung in Textform auf die Folgen einer Anzeigepflichtverletzung 
hingewiesen hat.

Der Versicherer kann sich auf die in Nr. 2 bis 4 genannten 
Rechte nicht berufen, wenn er nicht angezeigten Gefahrum­
stand oder die Unrichtigkeit der Anzeige kannte.

6. Anfechtung

Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglistiger Täu­
schung anzufechten, bleibt unberührt. Im Fall der Anfechtung 
steht dem Versicherer der Teil des Beitrags zu, der der bis zum 
Wirksamwerden der Anfechtungserklärung abgelaufenen Ver­
tragszeit entspricht.

§ 2 Beginn des Versicherungsschutzes; Dauer und Ende des 
Vertrags

1. Beginn des Versicherungsschutzes

Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungs­
schein angegebenen Zeitpunkt, wenn der Versicherungsneh­
mer den ersten oder einmaligen Beitrag rechtzeitig im Sinne 
von § 3 Nr. 1 zahlt. 

2. Vertragsdauer

Der Vertrag ist für die im Versicherungsschein angegebene 
Zeit abgeschlossen.

3. Stillschweigende Verlängerung

Der Vertrag verlängert sich um jeweils ein Jahr, wenn nicht 
dem Vertragspartner spätestens drei Monate vor dem Ablauf 
des jeweiligen Versicherungsjahres eine Kündigung zugegan­
gen ist.
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4. Vertragsbeendigung bei befristeten Verträgen gegen Ein­
malbeitrag

Bei Verträgen gegen Einmalbeitrag endet der Vertrag, ohne 
dass es einer Kündigung bedarf, zum vorgesehenen Zeitpunkt.

5. Grundpfandrechtsgläubiger

Hat ein Realgläubiger sein Grundpfandrecht angemeldet, ist ei­
ne Kündigung des Versicherungsverhältnisses durch den Versi­
cherungsnehmer im Hinblick auf die Gefahrengruppe Brand, 
Blitzschlag, Explosion, Implosion, Anprall oder Absturz eines 
Luftfahrzeugs, Fahrzeuganprall nur wirksam, wenn der Versi­
cherungsnehmer mindestens einen Monat vor Ablauf des Versi­
cherungsvertrags nachgewiesen hat, dass zu dem Zeitpunkt, 
zu dem die Kündigung spätestens zulässig war, das Grund­
stück nicht mit dem Grundpfandrecht belastet war oder dass 
der Realgläubiger der Kündigung zugestimmt hat. Diese gilt 
nicht für eine Kündigung nach Veräußerung oder im Versiche­
rungsfall.

6. Wegfall des versicherten Interesses

Der Vertrag endet zu dem Zeitpunkt, zu dem der Versicherer 
davon Kenntnis erhält, dass das versicherte Interesse nach 
dem Beginn der Versicherung weggefallen ist.

§ 3 Fälligkeit des Erst- oder Einmalbeitrags; Folgen verspäte­
ter Zahlung oder Nichtzahlung

1. Fälligkeit des Erst- oder Einmalbeitrags

Der erste oder einmalige Beitrag wird unverzüglich nach Zu­
gang des Versicherungsscheins fällig, jedoch nicht vor dem im 
Versicherungsschein angegebenen Versicherungsbeginn.

Ist die Zahlung des Jahresbeitrags in Raten vereinbart, gilt als 
erster Beitrag nur die erste Rate des ersten Jahresbeitrags.

2. Rücktrittsrecht des Versicherers bei Zahlungsverzug

Wird der erste oder einmalige Beitrag nicht zu dem nach Nr. 1 
maßgebenden Fälligkeitszeitpunkt gezahlt, so kann der Versi­
cherer vom Vertrag zurücktreten, solange die Zahlung nicht be­
wirkt ist.

Der Versicherer kann nicht zurücktreten, wenn der Versiche­
rungsnehmer nachweist, dass er die Nichtzahlung nicht zu ver­
treten hat.

3. Leistungsfreiheit des Versicherers

Ist der erste oder einmalige Beitrag bei Eintritt des Versiche­
rungsfalls nicht gezahlt, ist der Versicherer nicht zur Leistung 
verpflichtet, wenn er den Versicherungsnehmer durch geson­
derte Mitteilung in Textform oder durch einen auffälligen Hin­
weis im Versicherungsschein auf diese Rechtsfolge der Nicht­
zahlung des Beitrags aufmerksam gemacht hat.

Der Versicherer wird nicht leistungsfrei, wenn der Versiche­
rungsnehmer nachweist, dass er die Nichtzahlung nicht zu ver­
treten hat.

§ 4 Fälligkeit der Folgebeiträge; Folgen verspäteter Zahlung

1. Fälligkeit der Folgebeiträge

Die Folgebeiträge werden zu dem jeweils vereinbarten Zeit­
punkt fällig.

Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie innerhalb des im Versi­
cherungsschein oder in der Beitragsrechnung angegebenen 
Zeitraums bewirkt ist.

2. Verzug

Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, gerät der Versi­
cherungsnehmer ohne Mahnung in Verzug, es sei denn, dass 
er die verspätete Zahlung nicht zu vertreten hat.

Der Versicherer ist berechtigt, Ersatz des ihm durch den Ver­
zug entstandenen Schadens zu verlangen.

3. Zahlungsaufforderung

Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, kann der Versi­
cherer dem Versicherungsnehmer auf dessen Kosten in Text­
form eine Zahlungsfrist bestimmen, die mindestens zwei Wo­
chen betragen muss. Die Bestimmung ist nur wirksam, wenn 
sie die rückständigen Beträge des Beitrags, Zinsen und Kosten 
im Einzelnen beziffert und die Rechtsfolgen angibt, die nach 
Nr. 4 und 5 mit dem Fristablauf verbunden sind.

4. Kein Versicherungsschutz

Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungsfrist 
noch mit der Zahlung in Verzug, besteht ab diesem Zeitpunkt 
bis zur Zahlung kein Versicherungsschutz, wenn er mit der Zah­
lungsaufforderung nach Nr. 3 darauf hingewiesen wurde.

5. Kündigung

Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungsfrist 
noch mit der Zahlung in Verzug, kann der Versicherer den Ver­
trag ohne Einhaltung einer Frist kündigen, wenn er den Versi­
cherungsnehmer mit der Zahlungsaufforderung nach Nr. 3 da­
rauf hingewiesen hat.

Hat der Versicherer gekündigt und zahlt der Versicherungsneh­
mer danach innerhalb eines Monats den angemahnten Betrag, 
besteht der Vertrag fort. Für Versicherungsfälle, die zwischen 
dem Zugang der Kündigung und der Zahlung eingetreten sind, 
besteht jedoch kein Versicherungsschutz.

§ 5 Rechtzeitigkeit der Zahlung bei Lastschriftverfahren

1. Rechtzeitige Zahlung

Ist die Einziehung des Beitrags von einer Bankverbindung ver­
einbart, gilt die Zahlung als rechtzeitig, wenn der Beitrag zu 
dem Fälligkeitstag eingezogen werden kann und der Versiche­
rungsnehmer einer berechtigten Einziehung nicht widerspricht.

Konnte der fällige Beitrag ohne Verschulden des Versicherungs­
nehmers vom Versicherer nicht eingezogen werden, ist die Zah­
lung auch dann noch rechtzeitig, wenn sie unverzüglich nach ei­
ner in Textform abgegebenen Zahlungsaufforderung des Versi­
cherers erfolgt.

2. Beendigung des Lastschriftverfahrens

Kann der fällige Beitrag nicht eingezogen werden, weil der Ver­
sicherungsnehmer das SEPA-Lastschriftmandat widerrufen 
hat, oder hat der Versicherungsnehmer aus anderen Gründen 
zu vertreten, dass der Beitrag nicht eingezogen werden kann, 
ist der Versicherer berechtigt, künftig Zahlung außerhalb des 
Lastschriftverfahrens zu verlangen.

Der Versicherungsnehmer ist zur Übermittlung des Beitrags 
erst verpflichtet, wenn er vom Versicherer hierzu in Textform 
aufgefordert worden ist.

§ 6 Versicherungsperiode; Ratenzahlung

1. Versicherungsperiode

Als Versicherungsperiode gilt der Zeitraum eines Jahres.
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2. Ratenzahlung

Ist Ratenzahlung vereinbart, so gelten die ausstehenden Raten 
bis zu den vereinbarten Zahlungsterminen als gestundet.

Die gestundeten Raten der laufenden Versicherungsperiode 
werden sofort fällig, wenn der Versicherungsnehmer mit einer 
Rate ganz oder teilweise in Verzug gerät.

§ 7 Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung

1. Allgemeiner Grundsatz

a) Im Falle der vorzeitigen Vertragsbeendigung steht dem 
Versicherer nur derjenige Teil des Beitrags zu, der dem 
Zeitraum entspricht, in dem der Versicherungsschutz be­
standen hat.

b) Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der Versi­
cherung weg, steht dem Versicherer der Beitrag zu, den 
er hätte beanspruchen können, wenn die Versicherung 
nur bis zu dem Zeitpunkt beantragt worden wäre, zu dem 
der Versicherer vom Wegfall des Interesses Kenntnis er­
langt hat.

2. Beitrag oder Geschäftsgebühr bei Widerruf, Rücktritt, An­
fechtung und fehlendem versicherten Interesse

a) Übt der Versicherungsnehmer sein Recht aus, seine Ver­
tragserklärung innerhalb von 14 Tagen zu widerrufen, hat 
der Versicherer nur den auf die Zeit nach Zugang des Wi­
derrufs entfallenden Teil der Beiträge zu erstatten. Voraus­
setzung ist, dass der Versicherungsnehmer in einer Beleh­
rung auf das Widerrufsrecht, die Rechtsfolgen des Wider­
rufs und den zu zahlenden Betrag hingewiesen wurde 
und zugestimmt hat, dass der Versicherungsschutz vor 
Ende der Widerrufsfrist beginnt.

Ist die Belehrung nach Satz 2 unterblieben, hat der Versi­
cherer zusätzlich den für das erste Versicherungsjahr ge­
zahlten Beitrag zu erstatten; dies gilt nicht, wenn der Ver­
sicherungsnehmer Leistungen aus dem Versicherungsver­
trag in Anspruch genommen hat.

b) Wird das Versicherungsverhältnis durch Rücktritt des Ver­
sicherers beendet, weil der Versicherungsnehmer Gefahr­
umstände, nach denen der Versicherer vor Vertragsan­
nahme in Textform gefragt hat, nicht angezeigt hat, so 
steht dem Versicherer der Beitrag bis zum Wirksamwer­
den der Rücktrittserklärung zu.

Wird das Versicherungsverhältnis durch Rücktritt des Ver­
sicherers beendet, weil der einmalige oder der erste Bei­
trag nicht rechtzeitig gezahlt worden ist, so steht dem Ver­
sicherer eine angemessene Geschäftsgebühr zu.

c) Wird das Versicherungsverhältnis durch Anfechtung des 
Versicherers wegen arglistiger Täuschung beendet, so 
steht dem Versicherer der Beitrag bis zum Wirksamwer­
den der Anfechtungserklärung zu.

d) Der Versicherungsnehmer ist nicht zur Zahlung des Bei­
trags verpflichtet, wenn das versicherte Interesse bei Be­
ginn der Versicherung nicht besteht, oder wenn das Inte­
resse bei einer Versicherung, die für ein künftiges Unter­
nehmen oder für ein anderes künftiges Interesse genom­
men ist, nicht entsteht. Der Versicherer kann jedoch eine 
angemessene Geschäftsgebühr verlangen.

Hat der Versicherungsnehmer ein nicht bestehendes Inte­
resse in der Absicht versichert, sich dadurch einen rechts­
widrigen Vermögensvorteil zu verschaffen, ist der Vertrag 
nichtig. Dem Versicherer steht in diesem Fall der Beitrag 
bis zu dem Zeitpunkt zu, zu dem er von den die Nichtig­
keit begründenden Umständen Kenntnis erlangt.

§ 8 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers

1. Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalls

1.1 Vertraglich vereinbarte Obliegenheiten, die der Versiche­
rungsnehmer vor Eintritt des Versicherungsfalls zu erfül­
len hat, sind:

a) die Einhaltung aller gesetzlichen, behördlichen sowie 
vertraglich vereinbarten Sicherheitsvorschriften (siehe 
A. § 11);

Abweichungen von Sicherheitsvorschriften, denen die 
zuständige Behörde in Textform zugestimmt hat, be­
einträchtigen die Entschädigungspflicht nicht;

b) die Einhaltung aller sonstigen vertraglich vereinbarten 
Obliegenheiten.

2. Obliegenheiten bei und nach Eintritt des Versicherungs­
falls

2.1 Der Versicherungsnehmer hat bei und nach Eintritt des 
Versicherungsfalls

a) nach Möglichkeit für die Abwendung und Minderung 
des Schadens zu sorgen;

b) dem Versicherer den Schadenseintritt, nachdem er 
von ihm Kenntnis erlangt hat, unverzüglich – gegebe­
nenfalls auch mündlich oder telefonisch – anzuzei­
gen;

c) Weisungen des Versicherers zur Schadensabwen­
dung/-minderung – gegebenenfalls auch mündlich 
oder telefonisch – einzuholen, wenn die Umstände 
dies gestatten;

d) Weisungen des Versicherers zur Schadensabwen­
dung/-minderung, soweit für ihn zumutbar, zu befol­
gen. Erteilen mehrere an dem Versicherungsvertrag 
beteiligte Versicherer unterschiedliche Weisungen, 
hat der Versicherungsnehmer nach pflichtgemäßem 
Ermessen zu handeln;

e) Schäden durch strafbare Handlungen gegen das Ei­
gentum unverzüglich der Polizei anzuzeigen;

f) dem Versicherer und der Polizei unverzüglich ein Ver­
zeichnis der abhanden gekommenen Sachen einzurei­
chen;

g) das Schadensbild so lange unverändert zu lassen, bis 
die Schadensstelle oder die beschädigten Sachen 
durch den Versicherer freigegeben worden sind. Sind 
Veränderungen unumgänglich, sind das Schadens­
bild nachvollziehbar zu dokumentieren (z. B. durch Fo­
tos) und die beschädigten Sachen bis zu einer Besich­
tigung durch den Versicherer aufzubewahren;

h) soweit möglich dem Versicherer unverzüglich jede 
Auskunft - auf Verlangen in Schriftform - zu erteilen, 
die zur Feststellung des Versicherungsfalls oder des 
Umfangs der Leistungspflicht des Versicherers erfor­
derlich ist sowie jede Untersuchung über Ursache 
und Höhe des Schadens und über den Umfang der 
Entschädigungspflicht zu gestatten;

i) vom Versicherer angeforderte Belege beizubringen, 
deren Beschaffung ihm billigerweise zugemutet wer­
den kann.

2.2 Steht das Recht auf die vertragliche Leistung des Versi­
cherers einem Dritten zu, so hat dieser die Obliegenhei­
ten gemäß Nr. 2.1 ebenfalls zu erfüllen, soweit ihm dies 
nach den tatsächlichen und rechtlichen Umständen mög­
lich ist.
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3. Rechtsfolgen bei Verletzung von Obliegenheiten

3.1 Kündigungsrecht des Versicherers

Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit aus 
diesem Vertrag, die er vor Eintritt des Versicherungsfalls 
zu erfüllen hat, kann der Versicherer den Vertrag inner­
halb eines Monats ab Kenntnis von der Obliegenheitsver­
letzung fristlos kündigen. Der Versicherer hat kein Kündi­
gungsrecht, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, 
dass die Obliegenheitsverletzung weder auf Vorsatz noch 
auf grober Fahrlässigkeit beruhte.

3.2 Leistungsfreiheit bei Obliegenheitsverletzung

Wird eine Obliegenheit aus diesem Vertrag vorsätzlich 
verletzt, ist der Versicherer von der Verpflichtung zur Leis­
tung frei. Bei grob fahrlässiger Verletzung einer Obliegen­
heit ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in ei­
nem der Schwere des Verschuldens des Versicherungs­
nehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen. Die voll­
ständige oder teilweise Leistungsfreiheit des Versicherers 
hat bei Verletzung einer nach Eintritt des Versicherungs­
falls bestehenden Auskunfts- oder Aufklärungsobliegen­
heit zur Voraussetzung, dass der Versicherer den Versi­
cherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform 
auf diese Rechtsfolge hingewiesen hat.

Weist der Versicherungsnehmer nach, dass er die Oblie­
genheit nicht grob fahrlässig verletzt hat, bleibt der Versi­
cherungsschutz bestehen.

Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn der 
Versicherungsnehmer nachweist, dass die Verletzung der 
Obliegenheit weder für den Eintritt oder die Feststellung 
des Versicherungsfalls noch für die Feststellung oder den 
Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung ur­
sächlich war. Das gilt nicht, wenn der Versicherungsneh­
mer die Obliegenheit arglistig verletzt hat.

Die vorstehenden Bestimmungen gelten unabhängig da­
von, ob der Versicherer ein ihm nach 3.1 zustehendes 
Kündigungsrecht ausübt. 

§ 9 Gefahrerhöhung

1. Begriff der Gefahrerhöhung

a) Eine Gefahrerhöhung liegt vor, wenn nach Abgabe der 
Vertragserklärung des Versicherungsnehmers die tatsäch­
lich vorhandenen Umstände so verändert werden, dass 
der Eintritt des Versicherungsfalls oder eine Vergröße­
rung des Schadens oder die ungerechtfertigte Inanspruch­
nahme des Versicherers wahrscheinlicher wird.

b) Eine Gefahrerhöhung kann insbesondere - aber nicht nur 
- vorliegen, wenn sich ein gefahrerheblicher Umstand än­
dert, nach dem der Versicherer vor Vertragsschluss ge­
fragt hat.

Eine Änderung eines gefahrerheblichen Umstands liegt 
z. B. dann vor, wenn von der dokumentierten Betriebsbe­
schreibung abgewichen wird, Neu- oder Erweiterungsbau­
ten durchgeführt werden oder ein Gebäude oder der über­
wiegende Teil des Gebäudes nicht genutzt wird.

c) Eine Gefahrerhöhung nach Nr. 1 a) liegt nicht vor, wenn 
sich die Gefahr nur unerheblich erhöht hat oder nach den 
Umständen als mitversichert gelten soll.

2. Pflichten des Versicherungsnehmers

a) Nach Abgabe seiner Vertragserklärung darf der Versiche­
rungsnehmer ohne vorherige Zustimmung des Versiche­
rers keine Gefahrerhöhung vornehmen oder deren Vor­
nahme durch einen Dritten gestatten.

b) Erkennt der Versicherungsnehmer nachträglich, dass er 
ohne vorherige Zustimmung des Versicherers eine Ge­
fahrerhöhung vorgenommen oder gestattet hat, so muss 
er diese dem Versicherer unverzüglich anzeigen.

c) Eine Gefahrerhöhung, die nach Abgabe seiner Vertragser­
klärung unabhängig von seinem Willen eintritt, muss der 
Versicherungsnehmer dem Versicherer unverzüglich an­
zeigen, nachdem er von ihr Kenntnis erlangt hat.

3. Kündigung oder Vertragsänderung durch den Versicherer

a) Kündigungsrecht

Verletzt der Versicherungsnehmer seine Verpflichtung 
nach Nr. 2 a), kann der Versicherer den Vertrag fristlos 
kündigen, wenn der Versicherungsnehmer seine Verpflich­
tung vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt hat. Das 
Nichtvorliegen von Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit hat 
der Versicherungsnehmer zu beweisen.

Beruht die Verletzung auf einfacher Fahrlässigkeit, kann 
der Versicherer unter Einhaltung einer Frist von einem Mo­
nat kündigen.

Wird dem Versicherer eine Gefahrerhöhung in den Fällen 
nach Nr. 2 b) und c) bekannt, kann er den Vertrag unter 
Einhaltung einer Frist von einem Monat kündigen.

b) Vertragsänderung

Statt der Kündigung kann der Versicherer ab dem Zeit­
punkt der Gefahrerhöhung einen seinen Geschäftsgrund­
sätzen entsprechenden erhöhten Beitrag verlangen oder 
die Absicherung der erhöhten Gefahr ausschließen.

Erhöht sich der Beitrag als Folge der Gefahrerhöhung um 
mehr als zehn Prozent oder schließt der Versicherer die 
Absicherung der erhöhten Gefahr aus, so kann der Versi­
cherungsnehmer den Vertrag innerhalb eines Monats 
nach Zugang der Mitteilung des Versicherers ohne Einhal­
tung einer Frist kündigen. In der Mitteilung hat der Versi­
cherer den Versicherungsnehmer auf dieses Kündigungs­
recht hinzuweisen.

4. Erlöschen der Rechte des Versicherers

Die Rechte des Versicherers zur Kündigung oder Vertragsan­
passung nach Nr. 3 erlöschen, wenn diese nicht innerhalb ei­
nes Monats ab Kenntnis des Versicherers von der Gefahrerhö­
hung ausgeübt werden oder wenn der Zustand wiederherge­
stellt ist, der vor der Gefahrerhöhung bestanden hat.

5. Leistungsfreiheit des Versicherers bei Gefahrerhöhung

5.1 Tritt nach einer Gefahrerhöhung der Versicherungsfall 
ein, ist der Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet, 
wenn der Versicherungsnehmer seine Pflichten nach Nr. 
2 a) vorsätzlich verletzt hat. Verletzt der Versicherungs­
nehmer diese Pflichten grob fahrlässig, ist der Versicherer 
berechtigt, seine Leistung in dem Verhältnis zu kürzen, 
das der Schwere des Verschuldens des Versicherungs­
nehmers entspricht. Das Nichtvorliegen einer groben Fahr­
lässigkeit hat der Versicherungsnehmer zu beweisen.

5.2 Bei einer Gefahrerhöhung nach Nr. 2 a) und b) ist der Ver­
sicherer bei vorsätzlicher Verletzung der Pflichten nicht 
zur Leistung verpflichtet, wenn der Versicherungsfall spä­
ter als einen Monat nach dem Zeitpunkt eintritt, zu dem 
die Anzeige dem Versicherer hätte zugegangen sein müs­
sen. Hat der Versicherungsnehmer seine Pflicht grob fahr­
lässig verletzt, gilt Nr. 5.1 Satz 2 und 3 entsprechend. Die 
Leistungspflicht des Versicherers bleibt bestehen, wenn 
ihm die Gefahrerhöhung zu dem Zeitpunkt, zu dem ihm 
die Anzeige hätte zugegangen sein müssen, bekannt war.

5.3 Der Versicherer ist ferner zur Leistung verpflichtet,

a) soweit der Versicherungsnehmer nachweist, dass die 
Gefahrerhöhung nicht ursächlich für den Eintritt des 
Versicherungsfalls oder den Umfang der Leistungs­
pflicht war oder
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b) wenn zur Zeit des Eintritts des Versicherungsfalls die 
Frist für die Kündigung des Versicherers abgelaufen 
und eine Kündigung nicht erfolgt war oder

c) wenn der Versicherer statt der Kündigung ab dem 
Zeitpunkt der Gefahrerhöhung einen seinen Ge­
schäftsgrundsätzen entsprechenden erhöhten Beitrag 
verlangt.

§ 10 Überversicherung

Übersteigt die Versicherungssumme den Wert des versicherten 
Interesses erheblich, so kann sowohl der Versicherer als auch 
der Versicherungsnehmer verlangen, dass zur Beseitigung der 
Überversicherung die Versicherungssumme mit sofortiger Wir­
kung herabgesetzt wird. Ab Zugang des Herabsetzungsverlan­
gens ist für die Höhe des Beitrags der Betrag maßgebend, den 
der Versicherer berechnet haben würde, wenn der Vertrag von 
vornherein mit dem neuen Inhalt geschlossen worden wäre.

Hat der Versicherungsnehmer die Überversicherung in der Ab­
sicht geschlossen, sich dadurch einen rechtswidrigen Vermö­
gensvorteil zu verschaffen, ist der Vertrag nichtig. Dem Versi­
cherer steht der Beitrag bis zu dem Zeitpunkt zu, zu dem er 
von den die Nichtigkeit begründenden Umständen Kenntnis er­
langt.

§ 11 Mehrere Versicherer

1. Anzeigepflicht

Wer bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen dieselbe 
Gefahr versichert, ist verpflichtet, dem Versicherer die andere 
Versicherung unverzüglich mitzuteilen. In der Mitteilung sind 
der andere Versicherer und die Versicherungssumme anzuge­
ben.

2. Rechtsfolgen der Verletzung der Anzeigepflicht

Verletzt der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht, so ist der 
Versicherer berechtigt, den Versicherungsvertrag innerhalb ei­
ner Frist von einem Monat zu kündigen. Die Kündigung wird ei­
nen Monat nach Zugang beim Versicherungsnehmer wirksam.

Er ist darüber hinaus von der Verpflichtung zur Leistung frei. 
Die Leistungsfreiheit tritt nicht ein, wenn die Verletzung der An­
zeigepflicht weder auf Vorsatz noch auf grober Fahrlässigkeit 
beruht oder wenn der Versicherer vor dem Versicherungsfall 
Kenntnis von der anderen Versicherung erlangt hat. Bei grober 
Fahrlässigkeit kann der Versicherer die Leistung entsprechend 
der Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers kür­
zen.

Der Versicherer ist zur Leistung verpflichtet, soweit der Versi­
cherungsnehmer nachweist, dass die Verletzung der Anzeige­
pflicht weder für die Feststellung noch für den Umfang der Leis­
tungspflicht des Versicherers ursächlich ist. Dies gilt nicht, 
wenn der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht arglistig ver­
letzt hat.

3. Haftung und Entschädigung bei Mehrfachversicherung

a) Ist bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen diesel­
be Gefahr versichert und übersteigen die Versicherungs­
summen zusammen den Versicherungswert oder über­
steigt aus anderen Gründen die Summe der Entschädi­
gungen, die von jedem Versicherer ohne Bestehen der an­
deren Versicherung zu zahlen wären, den Gesamtscha­
den, liegt eine Mehrfachversicherung vor.

b) Die Versicherer sind in der Weise als Gesamtschuldner 
verpflichtet, dass jeder für den Betrag aufzukommen hat, 
dessen Zahlung ihm nach seinem Vertrag obliegt; der Ver­
sicherungsnehmer kann aber im Ganzen nicht mehr als 
den Betrag des ihm entstandenen Schadens verlangen. 
Dies gilt auch, wenn die Verträge bei demselben Versiche­
rer bestehen.

Erlangt der Versicherungsnehmer oder der Versicherte 
aus anderen Versicherungsverträgen Entschädigung für 
denselben Schaden, so ermäßigt sich der Anspruch aus 
vorliegendem Vertrag in der Weise, dass die Entschädi­
gung aus allen Verträgen insgesamt nicht höher ist, als 
wenn der Gesamtbetrag der Versicherungssummen, aus 
denen der Beitrag errechnet wurde, nur in diesem Vertrag 
in Deckung gegeben worden wäre. Bei Vereinbarung von 
Entschädigungsgrenzen ermäßigt sich der Anspruch in 
der Weise, dass aus allen Verträgen insgesamt keine hö­
here Entschädigung zu leisten ist, als wenn der Gesamt­
betrag der Versicherungssummen in diesem Vertrag in 
Deckung gegeben worden wäre.

c) Hat der Versicherungsnehmer eine Mehrfachversicherung 
in der Absicht geschlossen, sich dadurch einen rechtswid­
rigen Vermögensvorteil zu verschaffen, ist jeder in dieser 
Absicht geschlossene Vertrag nichtig. Dem Versicherer 
steht der Beitrag bis zu dem Zeitpunkt zu, zu dem er von 
den die Nichtigkeit begründenden Umständen Kenntnis er­
langt. Etwaige Schadensersatzansprüche des Versiche­
rers bleiben unberührt.

4. Beseitigung der Mehrfachversicherung

a) Hat der Versicherungsnehmer den Vertrag, durch den die 
Mehrfachversicherung entstanden ist, ohne Kenntnis von 
dem Entstehen der Mehrfachversicherung geschlossen, 
kann er verlangen, dass der später geschlossene Vertrag 
aufgehoben oder die Versicherungssumme unter verhält­
nismäßiger Minderung des Beitrags auf den Teilbetrag he­
rabgesetzt wird, der durch die frühere Versicherung nicht 
gedeckt ist.

Die Aufhebung des Vertrags oder die Herabsetzung der 
Versicherungssumme und Anpassung des Beitrags wer­
den zu dem Zeitpunkt wirksam, zu dem die Erklärung 
dem Versicherer zugeht.

b) Die Regelungen nach a) sind auch anzuwenden, wenn 
die Mehrfachversicherung dadurch entstanden ist, dass 
nach Abschluss der mehreren Versicherungsverträge der 
Versicherungswert gesunken ist.

Sind in diesem Fall die mehreren Versicherungsverträge 
gleichzeitig oder im Einvernehmen der Versicherer ge­
schlossen worden, kann der Versicherungsnehmer nur 
die verhältnismäßige Herabsetzung der Versicherungs­
summen und der Beiträge verlangen.

§ 12 Versicherung für fremde Rechnung

1. Rechte aus dem Vertrag

Der Versicherungsnehmer kann den Versicherungsvertrag im 
eigenen Namen für das Interesse eines Dritten (Versicherten) 
schließen. Die Ausübung der Rechte aus diesem Vertrag steht 
nur dem Versicherungsnehmer und nicht auch dem Versicher­
ten zu. Das gilt auch, wenn der Versicherte den Versicherungs­
schein besitzt.

2. Zahlung der Entschädigung

Der Versicherer kann vor Zahlung der Entschädigung an den 
Versicherungsnehmer den Nachweis verlangen, dass der Versi­
cherte seine Zustimmung dazu erteilt hat. Der Versicherte kann 
die Zahlung der Entschädigung nur mit Zustimmung des Versi­
cherungsnehmers verlangen.

3. Kenntnis und Verhalten

a) Soweit die Kenntnis und das Verhalten des Versiche­
rungsnehmers von rechtlicher Bedeutung sind, sind bei 
der Versicherung für fremde Rechnung auch die Kenntnis 
und das Verhalten des Versicherten zu berücksichtigen.
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Soweit der Vertrag Interessen des Versicherungsnehmers 
und des Versicherten umfasst, muss sich der Versiche­
rungsnehmer für sein Interesse das Verhalten und die 
Kenntnis des Versicherten nur zurechnen lassen, wenn 
der Versicherte Repräsentant des Versicherungsnehmers 
ist.

b) Auf die Kenntnis des Versicherten kommt es nicht an, 
wenn der Vertrag ohne sein Wissen abgeschlossen wor­
den ist oder ihm eine rechtzeitige Benachrichtigung des 
Versicherungsnehmers nicht möglich oder nicht zumutbar 
war.

c) Auf die Kenntnis des Versicherten kommt es dagegen an, 
wenn der Versicherungsnehmer den Vertrag ohne Auftrag 
des Versicherten geschlossen und den Versicherer nicht 
darüber informiert hat.

§ 13 Übergang von Ersatzansprüchen

1. Übergang von Ersatzansprüchen

Steht dem Versicherungsnehmer ein Ersatzanspruch gegen ei­
nen Dritten zu, geht dieser Anspruch auf den Versicherer über, 
soweit der Versicherer den Schaden ersetzt.

Der Übergang kann nicht zum Nachteil des Versicherungsneh­
mers geltend gemacht werden.

Richtet sich der Ersatzanspruch des Versicherungsnehmers ge­
gen eine Person, mit der er bei Eintritt des Schadens in häusli­
cher Gemeinschaft lebt, kann der Übergang nicht geltend ge­
macht werden, es sei denn, diese Person hat den Schaden vor­
sätzlich verursacht.

2. Obliegenheiten zur Sicherung von Ersatzansprüchen

Der Versicherungsnehmer hat seinen Ersatzanspruch oder ein 
zur Sicherung dieses Anspruchs dienendes Recht unter Beach­
tung der geltenden Form- und Fristvorschriften zu wahren und 
nach Übergang des Ersatzanspruchs auf den Versicherer bei 
dessen Durchsetzung durch den Versicherer soweit erforder­
lich mitzuwirken.

Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit vorsätz­
lich, ist der Versicherer zur Leistung insoweit nicht verpflichtet, 
als er infolge dessen keinen Ersatz von dem Dritten erlangen 
kann. Im Fall einer grob fahrlässigen Verletzung der Obliegen­
heit ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem der 
Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers ent­
sprechenden Verhältnis zu kürzen; die Beweislast für das Nicht­
vorliegen einer groben Fahrlässigkeit trägt der Versicherungs­
nehmer.

§ 14 Kündigung nach dem Versicherungsfall

1. Kündigungsrecht 

Nach dem Eintritt eines Versicherungsfalls kann jede Vertrags­
partei den Versicherungsvertrag kündigen. Die Kündigung 
muss dem Vertragspartner spätestens einen Monat seit dem 
Abschluss der Verhandlungen über die Entschädigung in Text­
form zugegangen sein.

2. Kündigung des Versicherungsnehmers

Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kündigung sofort 
nach ihrem Zugang beim Versicherer wirksam. Der Versiche­
rungsnehmer kann jedoch bestimmen, dass die Kündigung zu 
einem späteren Zeitpunkt, spätestens jedoch zum Ablauf der 
laufenden Versicherungsperiode, wirksam wird.

3. Kündigung des Versicherers

Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat nach ihrem 
Zugang beim Versicherungsnehmer wirksam.

§ 15 Keine Leistungspflicht aus besonderen Gründen

1. Vorsätzliche oder grob fahrlässige Herbeiführung des Ver­
sicherungsfalls

Führt der Versicherungsnehmer den Versicherungsfall vorsätz­
lich herbei, so ist der Versicherer von der Entschädigungs­
pflicht frei.

Ist die Herbeiführung des Schadens durch rechtskräftiges Straf­
urteil wegen Vorsatzes in der Person des Versicherungsneh­
mers festgestellt, so gilt die vorsätzliche Herbeiführung des 
Schadens als bewiesen.

Führt der Versicherungsnehmer den Schaden grob fahrlässig 
herbei, so ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in ei­
nem der Schwere des Verschuldens des Versicherungsneh­
mers entsprechenden Verhältnis zu kürzen.

2. Arglistige Täuschung nach Eintritt des Versicherungsfalls

Der Versicherer ist von der Entschädigungspflicht frei, wenn 
der Versicherungsnehmer den Versicherer arglistig über Tatsa­
chen, die für den Grund oder die Höhe der Entschädigung von 
Bedeutung sind, täuscht oder zu täuschen versucht.

Ist die Täuschung oder der Täuschungsversuch durch rechts­
kräftiges Strafurteil gegen den Versicherungsnehmer wegen Be­
trugs oder Betrugsversuchs festgestellt, so gelten die Voraus­
setzungen des Satzes 1 als bewiesen.

§ 16 Vollmacht des Versicherungsvertreters

1. Erklärungen des Versicherungsnehmers

Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, vom Versi­
cherungsnehmer abgegebene Erklärungen entgegenzunehmen 
betreffend

a) den Abschluss bzw. den Widerruf eines Versicherungsver­
trags;

b) ein bestehendes Versicherungsverhältnis einschließlich 
dessen Beendigung;

c) Anzeige- und Informationspflichten vor Abschluss des Ver­
trages und während des Versicherungsverhältnisses.

2. Erklärungen des Versicherers

Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, vom Versi­
cherer ausgefertigte Versicherungsscheine oder deren Nachträ­
ge dem Versicherungsnehmer zu übermitteln.

§ 17 Repräsentanten

Der Versicherungsnehmer muss sich die Kenntnis und das Verhalten 
seiner Repräsentanten zurechnen lassen.

§ 18 Gesetzliche Verjährung

Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in drei Jah­
ren.

Die Verjährung beginnt mit dem Schluss des Jahres, in dem der An­
spruch entstanden ist und der Gläubiger von den Anspruch begrün­
denden Umständen und der Person des Schuldners Kenntnis erlangt 
oder ohne grobe Fahrlässigkeit erlangen müsste.

Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem Versicherer 
angemeldet worden, ist die Verjährung von der Anmeldung bis zu 
dem Zeitpunkt gehemmt, zu dem die Entscheidung des Versicherers 
dem Anspruchsteller in Textform zugeht.
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§ 19 Beschwerdestellen

Es liegt im Interesse des Versicherers, seine Versicherungsnehmer 
mit seinen Leistungen zufrieden zu stellen. Sollte dies einmal nicht ge­
lingen, steht der Versicherer unter den folgenden Kontaktdaten zur 
Verfügung:

Debeka Allgemeine Versicherung AG
56058 Koblenz
Tel.: (02 61) 4 98 - 46 64 
Fax.: (02 61) 4 98 - 55 55
E-Mail: kundenservice@debeka.de
Internet: www.debeka.de

Darüber hinaus bestehen auch die folgenden Möglichkeiten: 

1. Versicherungsombudsmann

Verbraucher können sich mit Eingaben an den Ombudsmann für Ver­
sicherungen wenden:

Versicherungsombudsmann e.V.
Postfach 080632
10006 Berlin
Tel.: (08 00) 3 69 60 00
Fax.: (08 00) 3 69 90 00
E-Mail: beschwerde@versicherungsombudsmann.de
Internet: www.versicherungsombudsmann.de

Der Ombudsmann für Versicherungen ist eine unabhängige und für 
Verbraucher kostenfrei arbeitende Schlichtungsstelle. Der Versicherer 
hat sich verpflichtet, an dem Schlichtungsverfahren teilzunehmen.

Verbraucher, die diesen Vertrag online (zum Beispiel über eine Web­
seite oder per E-Mail) abgeschlossen haben, können sich mit ihrer Be­
schwerde auch online an die Plattform wenden: 
http://ec.europa.eu/consumers/odr/.
Die Beschwerde wird dann über diese Plattform an den Versiche­
rungsombudsmann weitergeleitet. 

2. Versicherungsaufsicht

Versicherungsunternehmen unterliegen der Aufsicht der Bundesan­
stalt für Finanzdienstleistungsaufsicht:

Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin)
Sektor Versicherungsaufsicht
Graurheindorfer Straße 108
53117 Bonn
Tel.: (08 00) 2 10 05 00
E-Mail: poststelle@bafin.de
Internet: https://www.bafin.de

Die BaFin ist keine Schiedsstelle und kann einzelne Streitfälle nicht 
verbindlich entscheiden.

3. Rechtsweg

Außerdem ist es möglich, den Rechtsweg zu beschreiten.

§ 20 Zuständiges Gericht

1. Klagen gegen den Versicherer

Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versiche­
rer bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit nach dem Sitz 
des Versicherers. Ist der Versicherungsnehmer eine natürliche 
Person, ist auch das Gericht örtlich zuständig, in dessen Bezirk 
der Versicherungsnehmer zur Zeit der Klageerhebung seinen 
Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, seinen gewöhnli­
chen Aufenthalt hat.

2. Klagen gegen den Versicherungsnehmer

Ist der Versicherungsnehmer eine natürliche Person, müssen 
Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen ihn bei dem Ge­
richt erhoben werden, das für seinen Wohnsitz oder, in Erman­
gelung eines solchen, den Ort seines gewöhnlichen Aufenthalts 
zuständig ist. Ist der Versicherungsnehmer eine juristische Per­
son, bestimmt sich das zuständige Gericht nach dem Sitz oder 
der Niederlassung des Versicherungsnehmers.

3. Wegzug des Versicherungsnehmers

Verlegt der Versicherungsnehmer seinen Wohnsitz in einen 
Staat außerhalb der Europäischen Union, Islands, Norwegens 
oder der Schweiz, sind die Gerichte der Bundesrepublik 
Deutschland zuständig.

§ 21 Anzuwendendes Recht

Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht.

§ 22 Sanktionsklausel 

Es besteht – unbeschadet der übrigen Vertragsbestimmungen – Versi­
cherungsschutz nur, soweit und solange dem keine auf die Vertrags­
parteien direkt anwendbaren Wirtschafts-, Handels- oder Finanzsank­
tionen bzw. Embargos der Europäischen Union oder der Bundesre­
publik Deutschland entgegenstehen.
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Debeka
Allgemeine Versicherung AG

Klauseln für die Verbundene Sach-Gebäudeversicherung
(VSG 2014)

- Stand: 1. Januar 2023 - 

Die folgenden Klauseln sind nur Bestandteil der Gebäudeversi­
cherung, sofern dies vereinbart wurde:

A 170105 / 14 Verzicht auf den Einwand der grob fahrlässigen Her­
beiführung des Versicherungsfalls

C 010305 / 14 Windenergieanlagen 
C 010501 / 10 Blei-, Messing- oder Eloxalverglasung, transparen­

tes Glasmosaik
C 030405 / 14 Wasserverlust, Mehrverbrauch an Gas und Heizöl 
C 030406 / 14 Wiederanpflanzung von Bäumen 
C 040105 / 14 Feuer-Rohbauversicherung
C 040106 / 14 Bruch von Gasleitungen 
C 040107 / 14 Schäden durch Tierbiss
C 040305 / 14 Schäden durch Kriegsmunition
C 050201 / 10 Überspannungsschäden durch Blitzschlag oder 

sonstige atmosphärisch bedingte Elektrizität 

C 060105 / 14 Regenfallrohre innerhalb des Gebäudes 
C 060106 / 14 Beseitigung von Rohrverstopfungen 
C 060201 / 10 Erweiterte Versicherung von Rohrleitungen
C 150505 / 14 Vorsorgeversicherung für Wert steigernde Um-, An- 

und Ausbauten
 
Die folgenden Klauseln sind immer Bestandteil der Gebäudever­
sicherung:

A 130101 / 10 Regressverzicht 
A 160001 / 10 Sachverständigenverfahren bei Zusammentreffen 

mit Spezialversicherungen
A 180101 / 10 Makler

 

Die folgenden Klauseln sind nur Bestandteil der Gebäudeversi­
cherung, sofern dies vereinbart wurde:

A 170105 / 14 Verzicht auf den Einwand der grob fahrlässigen 
Herbeiführung des Versicherungsfalls

Sofern vereinbart, verzichtet der Versicherer bei Schäden bis zur ver­
einbarten Höhe auf den Einwand der grob fahrlässigen Herbeiführung 
des Versicherungsfalls nach B. § 15 Nr. 1 VSG 2014.

C 010305 / 14  Windenergieanlagen

In Erweiterung von A. § 1 Nr. 3 VSG 2014 leistet der Versicherer 
auch Ersatz für Windenergieanlagen (z. B. Kleinwindkraftanlagen) auf 
dem Versicherungsgrundstück, die der Versorgung versicherter Ge­
bäude dienen, sofern der Versicherungsnehmer für diese Anlagen die 
Gefahr trägt.

C 010501 / 10 Blei-, Messing- oder Eloxalverglasung, transparen­
tes Glasmosaik

Der Versicherer leistet Ersatz für Schäden an nicht aus Glas beste­
henden Teilen von Blei-, Messing- oder Eloxalverglasungen oder von 
transparentem Glasmosaik nur, wenn gleichzeitig ein ersatzpflichtiger 
Schaden durch Zerbrechen (siehe A. § 9 Nr. 1 VSG 2014) an der zu­
gehörigen Scheibe vorliegt und entweder beide Schäden auf dersel­
ben Ursache beruhen oder der Schaden an der Scheibe den anderen 
Schaden verursacht hat. Für die Rahmen dieser Verglasungen be­
steht nur aufgrund besonderer Vereinbarung Versicherungsschutz 
(siehe A. § 3 Nr. 4.10 b) VSG 2014).

C 030405 / 14 Wasserverlust, Mehrverbrauch an Gas und Heizöl 

1. In Erweiterung von A. § 3 Nr. 4 VSG 2014 ersetzt der Versiche­
rer den Verlust von Frischwasser, der infolge eines Versiche­
rungsfalls nach A. § 6 Nr. 1 und 2 entsteht und den das Wasser­
versorgungsunternehmen in Rechnung stellt.

2. Versichert ist darüber hinaus der Mehrverbrauch an Gas und 
Heizöl infolge eines Versicherungsfalls nach A. § 6 VSG 2014. 

3. Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf den vereinbarten 
Betrag begrenzt (Entschädigungsgrenze).

C 030406 / 14 Wiederanpflanzung von Bäumen

1. In Erweiterung von A. § 3 Nr. 4 übernimmt der Versicherer 
auch die Kosten für den Ersatz und die Wiederanpflanzung von 
Bäumen des Versicherungsorts, die durch Blitzschlag (siehe § 
5 Nr. 2) oder Sturm (siehe § 7 Nr. 1) umgestürzt sind. 

2. Die Aufwendungen werden nur ersetzt, soweit eine natürliche 
Regeneration nicht zu erwarten ist.

3. Bereits abgestorbene Bäume sind von der Versicherung ausge­
schlossen.

4. Versichert ist der Ersatz durch Jungpflanzen.

5. Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf den vereinbarten 
Betrag begrenzt (Entschädigungsgrenze).

C 040105 / 14 Feuer-Rohbauversicherung

Soweit die Feuer-Rohbauversicherung vereinbart ist, gilt:

1. Versichert sind die im Versicherungsvertrag aufgeführten Ge­
bäude und die zu ihrer Errichtung notwendigen, auf dem Versi­
cherungsort befindlichen Baustoffe gegen die Gefahr Feuer 
(siehe A. § 5 VSG 2014).  

2. Versicherungsschutz besteht während der Zeit des Rohbaus 
bis zur bezugsfertigen Herstellung des Gebäudes, längstens je­
doch bis zu einer Dauer von zwölf Monaten. Der Versicherungs­
nehmer ist verpflichtet, dem Versicherer den Zeitpunkt der be­
zugsfertigen Herstellung anzuzeigen. Mit diesem Zeitpunkt en­
det die Feuer-Rohbauversicherung. 

3. Der Versicherungsschutz gegen die Gefahren Leitungswasser, 
Sturm, Hagel, Weitere Elementargefahren und Glasbruch be­
ginnt, soweit diese Gefahren für die Gebäude vereinbart wur­
den, nach Ablauf der Feuer-Rohbauversicherung, frühestens je­
doch mit der bezugsfertigen Herstellung. 

4. Sind die Gebäude nach Ablauf der Feuer-Rohbauversicherung 
noch nicht bezugsfertig, kann eine Verlängerung gegen Bei­
tragszahlung vereinbart werden.
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C 040106 / 14  Bruch von Gasleitungen 

1. In Erweiterung von A. § 4 Nr. 1 VSG 2014 ersetzt der Versiche­
rer Bruchschäden an Gasleitungen innerhalb versicherter Ge­
bäude.

2. Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf den vereinbarten 
Betrag begrenzt (Entschädigungsgrenze).

C 040107 / 14  Schäden durch Tierbiss

1. In Erweiterung von A. § 4 Nr. 1 VSG 2014 ersetzt der Versiche­
rer auch Schäden an

a) elektrischen Leitungen und Anlagen innerhalb versicher­
ter Gebäude

b) Dämmstoffen und Unterspannbahnen von Dächern

c) Dämmstoffen an Außenwänden

die unmittelbar durch Marderbiss oder den Biss sonstiger wild 
lebender Kleinnager entstehen.

2. Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf den vereinbarten 
Betrag begrenzt (Entschädigungsgrenze).

C 040305 / 14  Schäden durch Kriegsmunition 

1. In Erweiterung von A. § 4 Nr. 1 VSG 2014 leistet der Versiche­
rer Entschädigung für versicherte Sachen, die 

a) im Zuge von Räumungs- bzw. Entschärfungsmaßnahmen 
an unentdeckter Kriegsmunition ("Blindgänger") bzw.

b) durch spontane Explosion unentdeckter Kriegsmunition

zerstört oder beschädigt werden oder infolge eines solchen Er­
eignisses abhandenkommen.

2. Voraussetzung für die Entschädigung ist, dass die Räumungs- 
und Entschärfungsmaßnahmen vom Kampfmittelräumdienst 
bzw. im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften von einem Muni­
tionsfachkundigen durchgeführt und die sprengtechnisch gebo­
tenen Sicherheitsvorkehrungen getroffen worden sind.

3. Der Versicherungsschutz ist auf das Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland beschränkt. 

C 050201 / 10 Überspannungsschäden durch Blitzschlag oder 
sonstige atmosphärisch bedingte Elektrizität 

1. In Erweiterung von A. § 5 Nr. 2 VSG 2014 leistet der Versiche­
rer Entschädigung für Überspannungs-, Überstrom- und Kurz­
schlussschäden an versicherten elektrischen Einrichtungen 
und Geräten durch Blitzschlag oder sonstige atmosphärisch be­
dingte Elektrizität, wenn auf dem Grundstück, auf dem der Ver­
sicherungsort liegt, keine Schäden anderer Art durch Blitz­
schlag nachgewiesen werden können.

2. Entschädigung wird nur geleistet, soweit der Versicherungsneh­
mer nicht aus einem anderen Versicherungsvertrag Ersatz er­
langen kann.

3. Die Entschädigung wird je Versicherungsfall um die vereinbarte 
Selbstbeteiligung  gekürzt.

4. Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf den vereinbarten 
Betrag begrenzt (Entschädigungsgrenze). 

C 060105 / 14  Regenfallrohre innerhalb des Gebäudes 

1. In Erweiterung von A. § 6 Nr. 1.1 VSG 2014 sind frostbedingte 
und sonstige Bruchschäden an im Gebäude verlaufenden Re­
genfallrohren versichert.

2. In Erweiterung von A. § 6 Nr. 3 VSG 2014 und abweichend von 
A. § 6 Nr. 5.1 VSG 2014 gelten Nässeschäden als versichert, 
die durch Leitungswasser entstehen, welches aus innerhalb 
des Gebäudes verlaufenden Regenfallrohren bestimmungswid­
rig ausgetreten ist.

3. Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf den vereinbarten 
Betrag begrenzt (Entschädigungsgrenze).

C 060106 / 14  Beseitigung von Rohrverstopfungen 

1. In Erweiterung von A. § 6 VSG 2014 ersetzt der Versicherer die 
notwendigen Kosten für die Beseitigung von Rohrverstopfun­
gen von Ableitungsrohren innerhalb versicherter Gebäude.

2. Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf den vereinbarten 
Betrag begrenzt (Entschädigungsgrenze).

C 060201 / 10 Erweiterte Versicherung von Rohrleitungen

In Erweiterung von A. § 6 Nr. 2 VSG 2014 sind bis zu der hierfür ver­
einbarten Versicherungssumme eintretende frostbedingte und sonsti­
ge Bruchschäden an den Zuleitungsrohren der Wasserversorgung 
oder an den Rohren der Warmwasserheizungs-, Dampfheizungs-, Kli­
ma-, Wärmepumpen-, Solarheizungs- oder stationär installierten Was­
serlöschanlagen auch versichert, sofern der Versicherungsnehmer 
die Gefahr trägt und diese Rohre entweder

a) nicht der Versorgung versicherter Gebäude oder Anlagen die­
nen, sich aber auf dem Versicherungsort befinden oder

b) sich nicht auf dem Versicherungsort befinden, aber der Versor­
gung versicherter Gebäude oder Anlagen dienen.

C 150505 / 14 Vorsorgeversicherung für Wert steigernde Um-, 
An- und Ausbauten

1. Soweit Gebäude zum Gleitenden Neuwert versichert sind, be­
steht in Erweiterung von A. § 12 Nr. 6 a) und b) VSG 2014 eine 
Vorsorgeversicherung für Wert steigernde Um-, An- und Aus­
bauten.

2. Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf den vereinbarten 
Betrag begrenzt (Entschädigungsgrenze).

3. Der Versicherungsschutz besteht ab dem Beginn der baulichen 
Maßnahme und endet mit dem Ablauf des Versicherungsjah­
res, in dem die Um-, An- und Ausbauten fertiggestellt wurden. 

4. Der Versicherungsnehmer hat dem Versicherer die Beendi­
gung der baulichen Maßnahmen innerhalb eines Monats mitzu­
teilen. Unterlässt der Versicherungsnehmer die rechtzeitige An­
zeige oder kommt innerhalb eines Monats nach Eingang der 
Anzeige bei dem Versicherer eine Vereinbarung über die neu­
en Konditionen nicht zustande, erlischt die Vorsorgeversiche­
rung rückwirkend.

5. Tritt der Versicherungsfall ein, bevor die Anzeige über die Been­
digung der baulichen Maßnahmen erstattet ist, so hat der Versi­
cherungsnehmer zu beweisen, dass das neue Risiko erst nach 
Abschluss der Versicherung und in einem Zeitpunkt eingetreten 
ist, in dem die Anzeigefrist nicht verstrichen war.

Die folgenden Klauseln sind immer Bestandteil der Gebäudever­
sicherung:

A 130101 / 10 Regressverzicht 

Richtet sich der Ersatzanspruch des Versicherungsnehmers gegen ei­
nen Mitarbeiter (ausgenommen Repräsentanten) oder gegen ander­
weitige berechtigte Benutzer (außer Mitarbeiter von Wartungs- oder 
Reparaturunternehmen) der versicherten Sache, verzichtet der Versi­
cherer auf den Übergang des Ersatzanspruchs, es sei denn

a) der Verursacher hat den Schaden vorsätzlich oder grob fahrläs­
sig herbeigeführt oder

b) für den Schaden kann Ersatz aus einer Haftpflichtversicherung 
beansprucht werden.
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A 160001 / 10 Sachverständigenverfahren bei Zusammentreffen 
mit Spezialversicherungen

1. Besteht auch eine Maschinen- oder Elektronikversicherung 
(Spezialversicherungsvertrag) und ist streitig, ob oder in wel­
chem Umfang ein Schaden dem vorliegenden Vertrag oder 
dem Spezialversicherungsvertrag zuzuordnen ist, so kann der 
Versicherungsnehmer verlangen, dass die Höhe des Schadens 
zu vorliegendem Vertrag und dem Spezialversicherungsvertrag 
in einem gemeinsamen Sachverständigenverfahren festgestellt 
wird. Ein solches Sachverständigenverfahren können die Versi­
cherer und der Versicherungsnehmer auch vereinbaren.

2. Das Sachverständigenverfahren kann durch Vereinbarung auf 
sonstige tatsächliche Voraussetzungen des Entschädigungsan­
spruchs sowie die Höhe der Entschädigung ausgedehnt wer­
den. 

3. Für das Sachverständigenverfahren gilt:

a) Jede Partei hat in Textform einen Sachverständigen zu 
benennen; der Versicherungsnehmer kann zwei Sachver­
ständige benennen. Die Parteien können sich auf einen 
oder zwei gemeinsame Sachverständige einigen. Jede 
Partei, die ihren Sachverständigen benannt hat, kann die 
anderen unter Angabe des von ihr genannten Sachver­
ständigen in Textform auffordern, einen Sachverständi­
gen zu benennen. Geschieht dies nicht innerhalb von 
zwei Wochen nach Zugang der Aufforderung, so kann die 
auffordernde Partei den Sachverständigen der säumigen 
Partei durch das für den Schadensort zuständige Amtsge­
richt ernennen lassen. In der Aufforderung ist auf diese 
Folge hinzuweisen.

b) Die Versicherer dürfen als Sachverständige keine Perso­
nen benennen, die Mitbewerber des Versicherungsneh­
mers sind oder mit ihm in dauernder Geschäftsverbin­
dung stehen, ferner keine Personen, die bei Mitbewer­
bern oder Geschäftspartnern angestellt sind oder mit ih­
nen in einem ähnlichen Verhältnis stehen.

c) Die Sachverständigen benennen in Textform vor Beginn 
ihrer Feststellungen einen weiteren Sachverständigen als 
Obmann. Die Regelung unter b) gilt entsprechend für die 
Benennung eines Obmanns durch die Sachverständigen. 
Einigen sich die Sachverständigen nicht, so wird der Ob­
mann auf Antrag einer Partei durch das für den Scha­
densort zuständige Amtsgericht ernannt.

4. Für den Mindestinhalt der Feststellungen der Sachverständigen 
gelten A. § 17 VSG 2014 sowie die entsprechenden Bestim­
mungen des Spezialversicherungsvertrags.

5. Die Sachverständigen übermitteln ihre Feststellungen den drei 
Parteien gleichzeitig. Weichen die Feststellungen voneinander 
ab, so werden sie unverzüglich dem Obmann übergeben. Die­
ser entscheidet über die streitig gebliebenen Punkte innerhalb 
der durch die Feststellungen der Sachverständigen gezogenen 
Grenzen und übermittelt seine Entscheidung den drei Parteien 
gleichzeitig.

Die Feststellungen der Sachverständigen oder des Obmanns 
sind für die Vertragsparteien verbindlich, wenn nicht nachgewie­
sen wird, dass sie offenbar von der wirklichen Sachlage erheb­
lich abweichen. Aufgrund dieser verbindlichen Feststellungen 
berechnen die Versicherer die Entschädigung.

Im Falle unverbindlicher Feststellungen erfolgen diese durch ge­
richtliche Entscheidung. Dies gilt auch, wenn die Sachverständi­
gen die Feststellung nicht treffen können oder wollen oder sie 
verzögern.

6. Sofern nicht etwas anderes vereinbart ist, trägt jede Partei die 
Kosten ihres Sachverständigen. Die Kosten des Obmanns tra­
gen die Parteien zu gleichen Teilen.

7. Steht im Zeitpunkt einer Abschlagszahlung noch nicht fest, in­
wieweit der Schaden dem vorliegenden Vertrag oder dem Spe­
zialversicherungsvertrag zuzuordnen ist, beteiligt sich jeder Ver­
sicherer an der Abschlagszahlung vorläufig zu gleichen Teilen.

8. Durch das Sachverständigenverfahren werden die Obliegenhei­
ten des Versicherungsnehmers (siehe B. § 8 Nr. 2 VSG 2014) 
nicht berührt.

A 180101 / 10 Makler

Der den Versicherungsvertrag betreuende Makler ist bevollmächtigt, 
Anzeigen und Willenserklärungen des Versicherungsnehmers entge­
genzunehmen. Diese hat er unverzüglich an den Versicherer weiterzu­
leiten. 

Bei einer unverzüglichen Weiterleitung ist deren Zugang beim Makler 
rechtlich gleichbedeutend mit dem Zugang beim Versicherer.


